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Gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 erster Halbsatz des Hambur-
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Vorbemerkung

Alle Schulen in Hamburg verfügen nach § 36 i.V.m. § 33 
Infektionsschutzgesetz (IfSG) über einen schulischen Hygi-
eneplan, in dem die wichtigsten Eckpunkte nach dem 
Infektionsschutzgesetz geregelt sind. Der vorliegende Mus-
ter-Corona-Hygieneplan basiert auf den Vorgaben des 
Infektionsschutzgesetzes und auf der Verordnung zur Ein-
dämmung der Ausbreitung des Corona-Virus SARS-COV-2 
in der Freien und Hansestadt Hamburg. Er enthält Anga-
ben über die zu treffenden technischen, organisatorischen 
und ggf. erforderlichen individuellen Maßnahmen zum 
Arbeitsschutz und ist von allen Hamburger Schulen ent-
sprechend ihrer schulischen Gegebenheiten zu operationa-
lisieren. Die Schule muss einen eigenen Hygieneplan nur 
dann und soweit aufstellen, als sie wegen räumlichen oder 
personeller Besonderheiten von diesem Musterhygieneplan 
abweichen muss.

Dieser Plan gilt ab dem 15.03.2021 bis zu dem Zeit-
punkt, zu dem die Behörde für Schule und Berufsbildung in 
Abstimmung mit der Behörde für Arbeit, Gesundheit, 

Soziales, Familie und Integration die Vorgaben an die allge-
meine Entwicklung der Corona-Pandemie anpasst.

Regelungen zum Einsatz des schulischen Personals und 
der Verwaltungsangestellten in Schulbüros mit höherem 
Risiko sind nicht Teil dieses Muster-Corona-Hygieneplans. 
Beachten Sie hierzu die Anlage 5 des Schreibens der Amts-
leitung vom 3. August 2020.

Schulleitungen sowie Pädagoginnen und Pädagogen 
gehen bei der Umsetzung der Hygienemaßnahmen mit 
gutem Beispiel voran und sorgen zugleich dafür, dass die 
Schülerinnen und Schüler die Hygienehinweise ernst neh-
men und umsetzen. Alle Beschäftigten der Schulen, alle 
Schülerinnen und Schüler sowie alle weiteren regelmäßig 
an den Schulen arbeitenden Personen sind darüber hinaus 
gehalten, sorgfältig die Hygienehinweise der Gesundheits-
ämter bzw. des Robert Koch-Instituts zu beachten. Über die 
Hygienemaßnahmen sind das Personal, die Schülerinnen 
und Schüler sowie die Erziehungsberechtigten auf jeweils 
geeignete Weise zu unterrichten.

Zuständig: Schulleitung

0.	 Vorübergehende Einschränkung des Schulbetriebs

1.)	Die Aufhebung der Präsenzpflicht wird für alle 
Schülerinnen und Schüler der allgemeinbildenden 
und berufsbildenden Schulen sowie der Schulen der 
Erwachsenenbildung zunächst bis zum 01.04.2021 
verlängert.

2.)	Für die Anfertigung von Klausuren und die Durch-
führung von Prüfungshandlungen kann die Schule 
die persönliche Anwesenheit von Schülerinnen und 
Schülern anordnen.

1.	 Durchführung des Schulbetriebs im Schuljahr 
2020/21 ab dem 15. März 2021

Die Monate des ausgesetzten Regelschulbetriebes 
waren für die Familien sowie die Kinder und Jugend
lichen mit großen Belastungen verbunden. Das Lernen 
zu Hause unterscheidet sich erheblich vom Lernen in 
der Schule. Führende Virologen und Wissenschaftler 
weisen zudem darauf hin, dass Kinder und Jugendliche 
auch in ihrer sozialen und psychischen Entwicklung 
Schaden nehmen können, wenn sie sich nicht regelmä-
ßig mit Gleichaltrigen austauschen können und von 
ausgebildeten Pädagogen in ihrer Entwicklung geför-
dert werden. Für alle Kinder und Jugendlichen gilt 
unabhängig von ihren Lebensverhältnissen, dass 
Schule als Ort des Lernens und des sozialen Miteinan-
ders eine besondere Bedeutung für Bildung und Ent-
wicklung hat.

Auf Grundlage der Beschlüsse der Ministerpräsidenten 
mit der Bundeskanzlerin und unter Berücksichtigung 
der aktuellen Infektionslage Hamburg werden ab dem 
15. März 2021 zunächst die Schülerinnen und Schüler 
der Klassenstufen 1 bis 4 und der Abschlussklassen 9, 
10 und 13 an den Stadtteilschulen sowie die Klassen 6, 
10 und 12 an den Gymnasien in halbierten Klassen im 
Hybridunterricht in der Schule lernen. Der Wechsel-
unterricht wird so organisiert, dass die Hälfte der 
Unterrichtsstunden in der Schule erteilt wird und 
durch Wahrung des Abstandsgebotes in den Unter-
richtsräumen und in der Schule die Infektionsgefahr 
gesenkt wird.

An den Tagen ohne Präsenzunterricht können Kinder, 
die zu Hause nicht lernen können, weiterhin im Aus-
nahmefall die schulische Betreuung in Anspruch neh-
men. Es gelten die allgemeinen Hygieneregeln dieses 
Muster-Corona-Hygieneplans.
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Auch an beruflichen Schulen sollen die Lerngruppen 
zur Sicherstellung des Abstandes halbiert werden. 
Berufliche Schulen können den Distanzunterricht bei-
behalten, wenn es entsprechende Konzepte und Ver-
einbarungen mit den Ausbildungsbetrieben gibt. Die 
speziellen Sonderschulen und die ReBBZ können mit 
den Eltern und der Schulbehörde flexible Modelle ver-
einbaren.

Zuständig: Schulleitung

1.1	 Durchführung von Schnelltests für Laien bei allen an 
der Schule tätigen Personen sowie bei Schülerinnen 
und Schülern

Allen an den Schulen tätigen Personen soll die Mög-
lichkeit eröffnet werden, sich zweimal in der Woche 
mittels eines Schnelltests für Laien zu testen.

Alle Schülerinnen und Schüler im Hybridunterricht 
sollen einmal in der Woche die Möglichkeit erhalten, 
sich mittels eines Schnelltests für Laien zu testen.

Die Teilnahme ist freiwillig.

Bei einem positiven Schnelltestergebnis gelten die Mel-
deverpflichtungen aus Kap. 15.

2.	 Abstands- und Kontaktregeln

2.1	 Abstands- und Kontaktregeln für Schülerinnen und 
Schüler

Schülerinnen und Schüler sollen angehalten werden, 
nach Möglichkeit Abstand zu wahren. Insbesondere ist 
darauf zu achten, dass unmittelbare körperliche Kon-
taktaufnahmen (z. B. Umarmungen, Händeschütteln, 
körperbetonte Sportaktivitäten in der Pause u. a.) 
soweit wie möglich vermieden werden.

Die Rechtsverordnung formuliert dies so:

„Beim Aufenthalt von Schülerinnen und Schüler auf 
dem Schulgelände, während des Unterrichtes und bei 
der Betreuung von Schülerinnen und Schülern sowie 
bei schulischen Veranstaltungen mit Schülerinnen und 
Schülern an anderen Orten soll auf die Wahrung des 
Abstandsgebots hingewirkt werden, soweit dies mit der 
Erfüllung der erzieherischen und didaktischen Auf-
gabe vereinbar ist und die räumlichen Verhältnisse dies 
zulassen“ (§ 23 Absatz 1 Satz 2 HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO).

Das allgemeine Abstandsgebot wird zur Sicherstellung 
des Unterrichts in Bezug auf das Lernen im Schulun-
terricht eingeschränkt. Schülerinnen und Schüler sol-
len deswegen ganz überwiegend in ihrer Klasse lernen. 
Um eine sinnvolle Unterrichtsgestaltung zu ermögli-
chen, ist das Abstandsgebot zwischen den Schülerin-
nen und Schülern im Unterricht in der Klasse sowie 
allen Lern-, Förder- und Ganztagsangeboten aufgeho-
ben.

Schülerinnen und Schüler können in besonderen Fäl-
len – beispielsweise in Wahlpflichtkursen, Arbeits
gemeinschaften oder Oberstufenkursen – auch in wei-
teren Lerngruppen lernen, selbst wenn sie dann mit 
anderen Schülerinnen und Schülern in Kontakt kom-
men. Entscheidend ist, dass nur Schülerinnen und 
Schüler einer Jahrgangsstufe (Kohorte) in den ver-
schiedenen Lerngruppen zusammen lernen.

Auch im Ganztag gilt, dass Schülerinnen und Schüler 
aus einem Jahrgang bzw. einer Kohorte untereinander 
keinen Abstand einhalten müssen, Schülerinnen und 
Schüler aus verschiedenen Jahrgangsstufen bzw. ver-
schiedenen Kohorten dagegen den Abstand zu wahren 
haben.

Im Regelfall gilt wie beschrieben die entsprechende 
Jahrgangsstufe als Kohorte. Schulen können jedoch in 
besonderen Fällen andere Kohorten bilden. Ausnah-
men sind zulässig für Schulen mit jahrgangsübergrei-
fendem Lernen oder für sehr kleine, einzügige Grund-
schulen. Werden andere Kohorten als die Jahrgangs-
stufe gebildet, dürfen in diesem besonderen Fall die 
neuen Kohorten jeweils maximal 120 Schülerinnen 
und Schüler nicht überschreiten. Über diese und ggf. 
weitere Ausnahmen entscheidet die jeweilige Schulauf-
sicht.
Gleichwohl gilt, dass die Zahl der Kontakte zu anderen 
Schülerinnen und Schülern möglichst niedrig sein soll.
Nach sorgfältiger Abwägung kann in besonderen und 
begründeten Einzelfällen das Kohortenprinzip durch-
brochen werden. Diese Abweichung des Kohortenprin-
zips ist von der Schulaufsicht zu genehmigen und von 
der Schule zu dokumentieren. Alternativ müssen die 
Schülerinnen und Schüler einer solchen gemischten 
Lerngruppe untereinander den Mindestabstand von 
1,50 Metern einhalten. An GBS-Standorten gilt, dass 
die kohortenübergreifende Betreuung in den Rand
zeiten der Schulaufsicht anzuzeigen ist.
Außerhalb der Unterrichts- und Ganztagsangebote, 
zum Beispiel in den Pausen, auf den Wegen und beim 
Mittagessen sollte im Sinne der Verordnung zur Ein-
dämmung der Ausbreitung des Corona-Virus SARS-
COV-2 in der Freien und Hansestadt Hamburg darauf 
hingewirkt werden, dass das Abstandsgebot eingehal-
ten wird. Gleichwohl müssen die Schülerinnen und 
Schüler einer Jahrgangsstufe in den allgemeinbilden-
den Schulen untereinander den Mindestabstand nicht 
zwingend einhalten.
Zuständig: Schulleitung, pädagogisches Personal

2.2	 Abstands- und Kontaktregeln für das schulische Perso-
nal
Das schulische Personal muss untereinander das 
Abstandsgebot einhalten, beispielsweise in Konferen-
zen, im Lehrerzimmer, im Schulbüro und bei Kontak-
ten mit Eltern. Auf Abstand ist insbesondere in den 
Schulbüros, im Lehrerzimmer und in Teeküchen zu 
achten.
Lehrkräfte und andere pädagogische Kräfte agieren 
grundsätzlich jahrgangs- bzw. kohortenübergreifend 
und können daher in verschiedenen Lerngruppen ein-
gesetzt werden.
Im Unterricht sollten Lehrkräfte und andere pädagogi-
sche Kräfte nach Möglichkeit den Abstand zu den 
Schülerinnen und Schülern einhalten. Hier ist ein 
Mindestabstand von 1,50 Metern jedoch nicht zwin-
gend erforderlich. Da die COVID-19-Erkrankung von 
der Dosis der Viren abhängt, ist es wichtig, dass ent-
sprechende Kontakte mit geringerem Abstand als 1,50 
Metern in ihrer zeitlichen Dauer beschränkt werden. 
Als hoch gilt die Wahrscheinlichkeit einer Infektion 
mit dem Coronavirus nach dem Robert-Koch-Institut 
erst dann, wenn eine Person in „kumulativ mindestens 
15-minütigem Gesichts- („face-to-face“) Kontakt z. B. 
im Rahmen eines Gesprächs“ zu einem an 
COVID-19-Erkrankten stand.
In einer besonderen Situation befinden sich Lehrkräfte 
und weitere Personen, die nicht nur kohorten-, sondern 
auch schulübergreifend eingesetzt werden müssen, z. B. 
Studienleiterinnen und -leiter oder Lehrkräfte der För-
derzentren. Es ist im Hygieneplan der Schulen darauf 
zu achten, dass die von dieser Gruppe ausgehende 
Infektionsgefahr für andere Personen durch Einhalten 
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geeigneter Schutzmaßnahmen minimiert wird. Zudem 
muss der Einsatz dokumentiert sein, um im Infektions-
fall Kontakte nachverfolgen zu können (zur Dokumen-
tation siehe auch Kap. 14).

Zuständig: Schulleitung

2.3	 Maßnahmen zur Sicherstellung der Abstandregeln

Trotz der modifizierten Abstandsregeln soll der Schul-
alltag so organisiert werden, dass die Zahl der Kontakte 
zwischen Schülerinnen und Schülern zahlenmäßig auf 
ein niedriges Niveau und in jedem Fall auf die Jahr-
gangsstufe (Kohorte) beschränkt bleibt.

Die Schulen sorgen durch eine entsprechende Kom-
munikation dafür, dass die Abstands- und Hygiene
regeln allen Personen an der Schule bekannt sind. Sie 
sichern die Einhaltung der Abstandsregeln, indem sie 
mit den Schülerinnen und Schülern diese Regeln ler-
nen und einüben.

In ihrem schuleigenen Hygieneplan beschreiben die 
Schulen Maßnahmen, mit denen sie die Einhaltung der 
Regeln sicherstellen.

In jedem Fall stellen die Schulen durch entsprechende 
Wegekonzepte, durch feste Aufenthaltsbereiche auf 
den Pausen- und Schulhöfen und durch weitere Rege-
lungen für die Pausen und das Mittagessen sicher, dass 
die Zahl der Kontakte zwischen Schülerinnen und 
Schülern auf ein niedriges Niveau und auf die Jahr-
gangsstufe (Kohorte) beschränkt bleibt und die 
Abstände eingehalten werden.

Darüber hinaus können Schulen beispielsweise dort, 
wo es möglich ist, versetzte Anfangs- und Pausenzeiten 
festlegen. Die Entscheidung darüber trifft die Schule 
unter Abwägung ihrer organisatorischen Möglichkei-
ten. Voraussetzung ist, dass der Präsenzunterricht nach 
Stundentafel durch diese Maßnahme nicht einge-
schränkt wird.

Aufsichtspflichten müssen im Hinblick auf veränderte 
Pausensituationen und die neuen Verhaltens- und 
Hygieneregelungen angepasst werden (geöffnete Fens-
ter, körperliche Auseinandersetzungen zwischen Schü-
lerinnen und Schülern, „tote“ Ecken im Schulgelände).

Zuständig: Schulleitung und schulisches Personal

3.	 Das Tragen von medizinischen Masken

Durch das Tragen von medizinischen Masken werden 
Tröpfchen, die z. B. beim Sprechen, Husten oder Nie-
sen ausgestoßen werden, abgefangen. Als Standard gilt 
dabei die sog. OP-Maske, das Tragen von CPA, KN 95, 
FFP 2 ist freiwillig. Das Risiko, eine andere Person 
durch Husten, Niesen oder Sprechen anzustecken, wird 
so deutlich verringert (Fremdschutz).

Alle Personen müssen an den Schulen bis auf Weiteres 
eine medizinische Maske tragen („Maskenpflicht“). 
Die Maskenpflicht gilt insbesondere während der 
Unterrichts- und Ganztagsangebote, in den Fluren 
sowie auf den Zuwegungen. Von dieser grundsätzli-
chen Regelung gibt es folgende Ausnahmen:

1.	 Ausgenommen von der Maskenpflicht sind die 
Schülerinnen und Schüler der Vorschulklassen.

2.	 Ausgenommen von der Maskenpflicht sind alle Per-
sonen an den Schulen in der Zeit, in der sie in einem 
Büro an einem festen Arbeitsplatz arbeiten und 
zusätzlich untereinander den Mindestabstand ein-
halten. Das gilt beispielsweise für das Schulsekreta-
riat oder das Lehrerzimmer, aber auch für Elternge-
spräche, Elternabende und Schulkonferenzen in 
geeigneten Schulräumen (siehe auch Kap. 2.2).

3.	 Ausgenommen von der Maskenpflicht sind Schüle-
rinnen und Schüler, die an einem festen Platz in der 
Schulkantine oder einem Klassenraum das Essen 
einnehmen (zur Mittagessenversorgung siehe auch 
Kap. 8).

4.	 Eine Befreiung einzelner Schülerinnen und Schüler 
oder Beschäftigter von der Maskenpflicht kann die 
Schulleitung nur auf der Grundlage eines aktuellen 
qualifizierten ärztlichen Attestes erteilen. Dabei 
genügt es nicht, wenn ein Arzt attestiert, die oder 
der Betroffene sei „aus gesundheitlichen Gründen“ 
nicht in der Lage, eine Maske zu tragen. Vielmehr 
muss sich aus dem Attest nachvollziehbar ergeben, 
welche gesundheitlichen Beeinträchtigungen auf-
grund der Verpflichtung zum Tragen einer medizi-
nischen Maske in der Schule zu erwarten sind. 
Relevante Vorerkrankungen sind im Attest zu 
benennen. Ein qualifiziertes Attest muss darüber 
hinaus zweifelsfrei erkennen lassen, dass

–	 ein zugelassene Ärztin bzw. ein zugelassener Arzt

–	 im Rahmen einer persönlichen Untersuchung 
der Patientin/des Patienten

–	 ein ordnungsgemäßes Attest (Name Patient, 
Stempel Praxis, Datum etc.)

	 erstellt hat. Entspricht ein Attest den o.g. Vorgaben, 
so ist es zu akzeptieren und durch die Schulleitung 
mit der oder dem Betroffenen abzustimmen, wie 
eine Teilnahme am Unterricht bzw. ein Einsatz an 
Schule erfolgen kann, ohne dass von ihr bzw. ihm 
eine Ansteckungsgefahr ausgeht.

5.	 Ausgenommen von der Maskenpflicht ist ferner der 
Aufenthalt im Freien in den Pausen. Voraussetzung 
dafür ist, dass die Schülerinnen und Schüler in den 
Pausen weiterhin nach Jahrgangsstufen (bzw. soge-
nannten Kohorten) getrennt sind und insbesondere 
die Schulbeschäftigten darauf achten, dass sie selbst 
den Mindestabstand gegenüber Schülerinnen und 
Schülern sowie anderen Schulbeschäftigten einhal-
ten.

6.	 Ausnahmen von der Maskenpflicht gelten für den 
Theater- und Musik- sowie den Sportunterricht (für 
Praxisphasen mit hoher Herz-Kreislauf-Belastung). 
Hier darf die Maske abgenommen werden, wenn ein 
Mindestabstand von 2,5 Metern in geschlossenen 
Räumen bzw. ein Mindestabstand von 1,5 Metern 
im Freien eingehalten werden kann.

7.	 Schülerinnen und Schülern dürfen in allen Prüfun-
gen, Präsentationen und Klausuren dann die Maske 
abnehmen, wenn ein Mindestabstand von 1,5 
Metern eingehalten werden kann.

8.	 Eine Ausnahme für das schulische Personal von der 
Maskenpflicht bezieht sich auf Unterrichtsphasen 
insbesondere in der Grundschule, die dem Spra-
cherwerb oder dem Lese-Schreiblernprozess die-
nen. Hier ist das temporäre Ablegen der Maske 
möglich, wenn der Abstand von 1,5 Metern zu allen 
Schülerinnen und Schülern gewahrt wird und alle 
weiteren Hygienemaßnahmen, insbesondere das 
Lüften, eingehalten werden. Eine Plexiglasscheibe 
am Pult kann darüber hinaus zusätzlichen Schutz 
bieten.

Die Schule weist alle Beteiligten, insbesondere die Sor-
geberechtigten sowie die Schülerinnen und Schüler, 
auf die Maskenpflicht hin und erklärt die Regeln für 
das Tragen auf dem Schulgelände. Wichtig sind ent-
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sprechende Hinweistafeln oder -plakate an den Schu-
leingängen.

Die Schule achtet darauf, dass die Schülerinnen und 
Schüler, die schulischen Beschäftigten sowie alle weite-
ren Personen die Regeln an den Schulen einhalten. 
Werden die Regeln nicht eingehalten, ergreift die 
Schule zur Durchsetzung der Regeln die entsprechen-
den Maßnahmen wie bei anderen Disziplinverstößen 
auch.

Jede Schule hat von der Schulbehörde sog. OP-Masken, 
Corona-Pandemie-Atemschutzmasken (CPA), KN 
95-Masken sowie bei besonderem Bedarf FFP 2-Mas-
ken erhalten. Die Beschäftigten sind verpflichtet, als 
Standard eine sog. OP-Maske zu tragen. Das Tragen 
einer CPA, KN 95-Maske oder FFP 2-Maske ist freiwil-
lig.

Schulexterne sowie Eltern tragen während der Schul-
zeit im Schulgebäude grundsätzlich eine medizinische 
Maske (zum Zugang schulfremder Personen siehe auch 
Kap. 12).

4.	 Umgang mit Schülerinnen und Schülern mit erhöh-
tem Risiko

Für alle Schülerinnen und Schüler gilt ohne Ein-
schränkung die Schulpflicht. Die Schulpflicht umfasst 
die lückenlose Teilnahme am Präsenzunterricht (Prä-
senzpflicht).

Bei Schülerinnen und Schülern, die unter Vorerkran-
kungen mit besonderer Risikolage leiden, sind beson-
dere Schutzmaßnahmen zu treffen. Dieses gilt auch für 
gesunde Schülerinnen und Schüler, die in häuslicher 
Gemeinschaft mit Personen mit besonderen Gesund-
heitsrisiken leben. Die besondere Gefährdung ist durch 
ein qualifiziertes ärztliches Attest oder einen Schwer-
behinderten- bzw. Transplantationsausweis nachzu-
weisen. Hinsichtlich der Inhalte des qualifizierten 
Attests wird auf die unter Ziffer 3.4 genannten Anfor-
derung verwiesen. Schutzmaßnahmen können z. B. das 
Tragen einer FFP-2-Maske, die gesonderte Platzierung 
im Klassenraum, Einsatz von Plexiglaswänden, Aus-
schluss von Gruppenarbeiten, abweichende Pausenzei-
ten und ähnliches sein.

Sollte ein Attest aus Sicht der Schulleitung die o. g. 
Bedingungen nicht eindeutig erfüllen und beispiels-
weise als Grund für die Entschuldigung nur das Alter 
eines Elternteils angegeben sein, sollte den Erziehungs-
berechtigten mitgeteilt werden, dass das Attest nicht 
eindeutig im Sinne der Vorgaben und durch ärztliches 
Attest zu spezifizieren ist. Sollte es zu keiner einver-
nehmlichen Lösung kommen, kann über die regionale 
Schulaufsicht Kontakt zur Rechtsabteilung der BSB 
aufgenommen werden, die dann im weiteren Verfahren 
berät.

Liegt nach Eindruck der Schule eine besondere Belas-
tungssituation in der Familie vor, die ggf. durch Ängste 
noch verstärkt wird und sich auch darin ausdrückt, 
dass Sorgeberechtigte ihre Kinder zu Hause behalten 
möchten, wird empfohlen, das zuständige ReBBZ bera-
tend einzubinden.

Vorrangig sind immer mildere Mittel als der Aus-
schluss vom Präsenzunterricht zu wählen, im Einzelfall 
wird es dennoch Schülerinnen und Schüler geben, bei 
denen eine Gefährdung durch Schutzmaßnahmen wäh-
rend des Präsenzunterrichts nicht hinreichend begrenzt 
werden kann. Diese Schülerinnen und Schüler müssen 
vorübergehend vom Präsenzunterricht befreit werden.

5.	 Persönliche Hygiene

Das Coronavirus ist von Mensch zu Mensch übertrag-
bar. Der Hauptübertragungsweg ist die Tröpfchenin-
fektion. Hierbei wird zwischen Tröpfchen und Aeroso-
len unterschieden, wobei der Übergang fließend ist. 
Während insbesondere größere Tröpfchen schnell zu 
Boden sinken, können Aerosole auch über einen länge-
ren Zeitraum in der Luft schweben, siehe auch Kap. 
6.2. Die Tröpfcheninfektion erfolgt vor allem direkt 
über die Schleimhäute der Atemwege. Darüber hinaus 
ist eine Übertragung auch indirekt über kontaminierte 
Hände möglich, wenn sie mit Mund- oder Nasen-
schleimhaut sowie die Augenbindehaut in Kontakt 
gebracht werden. Für einen wirkungsvollen Infektions-
schutz sind vor allem die in den folgenden Kapiteln 
dargestellten Maßnahmen zu beachten.

5.1	 Umgang mit Symptomen

Personen mit Corona-typischen Krankheitssympto-
men (akute Atemwegserkrankungen, Husten, Fieber), 
die nicht durch eine chronische Erkrankung zu erklä-
ren sind, dürfen die Schulen nicht betreten. Dieses 
Verbot umfasst alle Personengruppen, die eine Schule 
betreten wollen.

Bei Auftreten von Symptomen während der Unter-
richtszeit sind die betreffenden Schülerinnen und 
Schüler zu isolieren und die Eltern zu informieren. 
Zusätzlich sind in diesem Fall das Datum, der Name 
des Kindes sowie eine Zuordnung der Erkrankung zu 
den Kategorien „Erkältungssymptome“, „Bauch-
schmerzen/Übelkeit“, „Allgemeine Schmerzen“, 
„Sonstiges“ zu notieren, bei der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter gesichert aufzubewahren und nach vier 
Wochen zu vernichten, (zur Dokumentation siehe auch 
Kap. 14)

Zuständig: Schulleitung

5.2	 Allgemeine Regeln zur persönlichen Hygiene

–	 Mit den Händen nicht in das Gesicht fassen, insbe-
sondere die Schleimhäute nicht berühren, d. h. 
nicht an Mund, Augen und Nase fassen.

–	 Keine Berührungen, Umarmungen und kein Hän-
deschütteln.

–	 Gründliche Händehygiene (z. B. nach dem Naseput-
zen, Husten oder Niesen) durch

a)	Händewaschen mit Seife für 20–30 Sekunden 
(siehe auch https://www.infektionsschutz.de/
haendewaschen/) oder

b)	Händedesinfektion: Über Schulbau Hamburg 
sind alle staatlichen Hamburger Schulen flächen-
deckend mit Handdesinfektionsmitteln und ent-
sprechenden Spender ausgestattet worden. Das 
sachgerechte Desinfizieren der Hände ist dann 
sinnvoll, wenn ein gründliches Händewaschen 
nicht möglich ist. Dazu muss Desinfektionsmit-
tel in ausreichender Menge in die trockene Hand 
gegeben und bis zur vollständigen Abtrocknung 
ca. 30 Sekunden in die Hände einmassiert wer-
den. Dabei ist auf die vollständige Benetzung der 
Hände zu achten (siehe auch www.aktion-sau-
berehaende.de).

–	 Husten- und Niesetikette: Husten und Niesen in 
die Armbeuge gehören zu den wichtigsten Präventi-
onsmaßnahmen! Beim Husten oder Niesen größt-
möglichen Abstand zu anderen Personen halten, am 
besten wegdrehen.
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–	 Atemwege schützen: Alle Personen an den Schulen 
achten darauf, die Atemwege durch das Tragen 
einer medizinischen Maske zu schützen. Zu den 
genaueren Ausführungsbestimmungen siehe Kap. 3.

Zuständig: Jede Einzelperson

6.	 Raumhygiene

Neuere Erkenntnisse der Wissenschaft verweisen da
rauf, dass das Risiko durch Aerosolübertragung eine 
stärkere Bedeutung hat als bislang angenommen, wäh-
rend das Risiko der Schmierinfektion geringer ist als 
bisher angenommen. Weiterhin überragende Bedeu-
tung hat die Übertragung der Krankheit durch Tröpf-
cheninfektion (Husten, Niesen, Sprechen), siehe Kap. 
5. Grundsätzlich gilt, dass die Schulgemeinschaft in der 
Zeit der Pandemie besonders darauf achtet, die Schule 
sauber zu halten und die Hygieneregeln zu befolgen. 
Insbesondere achten die aufsichtspflichtigen Lehr-
kräfte auf das regelmäßige Lüften (siehe Kap. 6. 2.), die 
fachgerechte Entsorgung des Mülls und auf die Einhal-
tung der Sauberkeit in den Sanitärräumen. Die Auf-
sichtszeiten und das Aufsichtsmanagement sind ent-
sprechend anzupassen.

6.1	 Raumkonzept

Um das Infektionsrisiko gering zu halten, wird der 
Schulbetrieb so organisiert, dass möglichst viele Räume 
ausschließlich von Schülerinnen und Schülern einer 
Kohorte und nur möglichst wenige Räume (beispiels-
weise Fachräume an den weiterführenden Schulen) von 
Schülerinnen und Schülern verschiedener Jahrgangs-
stufen/Kohorten genutzt werden. In der Regel sollte 
jede Lerngruppe möglichst oft einen eigenen festen 
Raum nutzen, der von keiner anderen Lerngruppe 
genutzt wird.

Abweichend davon können Schulen mit einem Kabi-
nettsystem in begrenztem Umfang Ausnahmen vom 
Raumkonzept mit der jeweiligen Schulaufsicht verein-
baren.

Zuständig: Schulleitung

6.2	 Lüftung der schulischen Räumlichkeiten

Wichtig ist das regelmäßige und richtige Lüften in 
allen schulischen Räumen, da frische Luft eine der 
wirksamsten Maßnahmen ist, potenziell virushaltige 
Aerosole aus Innenräumen zu entfernen.

Folgende Vorgaben sind zu beachten:

–	 Es soll in jeder Unterrichtspause intensiv bei weit 
geöffneten Fenstern unter Aufsicht quer- oder stoß-
gelüftet werden.

–	 Es soll möglichst eine Querlüftung stattfinden, das 
heißt Lüften mit weit geöffneten Fenstern bei 
gleichzeitig geöffneter Tür und im Flur ebenfalls 
geöffneten Fenstern.

–	 Brandschutztüren können zum Querlüften kurzzei-
tig geöffnet und anschließend wieder geschlossen 
werden.

–	 Stoßlüften bedeutet, dass die Fenster vollständig 
geöffnet werden, eine Kipplüftung reicht nicht aus.

–	 Für den Unterricht gilt als Grundregel, dass alle 
20 Minuten eine knapp fünfminütige Quer- oder 
Stoßlüftung durchgeführt wird, bis es zu einem 
spürbaren Luftaustausch kommt.

–	 Aus Sicherheitsgründen verschlossene Fenster 
müssen für die Lüftung unter Aufsicht einer Lehr-
kraft geöffnet werden.

–	 Kommt es während des Unterrichts bei geschlosse-
nen Fenstern bei einzelnen Personen zu wiederhol-
tem Niesen oder Husten, sollte zusätzlich unmittel-
bar bei weit geöffneten Fenstern gelüftet werden.

–	 Sind raumlufttechnische Anlagen in den Schulen 
vorhanden, sollten diese möglichst durchgehend 
mit Frischluftzufuhr in Betrieb sein. Umluftbetrieb 
ist zu vermeiden.

–	 Die vorgenannten Lüftungsregeln gelten auch, 
wenn mobile Luftreinigungsgeräte in Unterrichts-
räumen installiert sein sollten. Nach Einschätzung 
von Experten ersetzen Raumluftreiniger keine Lüf-
tung durch das Fenster.

Die Vorgaben zum regelmäßigen Quer- oder Stoßlüften 
gelten auch für alle weiteren schulischen Räumlichkei-
ten wie beispielsweise das Lehrerzimmer und das 
Schulbüro. Die Schule regelt die Umsetzung in eigener 
Verantwortung entsprechend der räumlichen Gegeben-
heiten. Zur Lüftung in schulischen Kantinen wird auf 
die Vorgabe in Kap. 8 verwiesen.

Zuständig: Schulleitungen/pädagogisches Personal

6.3	 Reinigung an Schulen

Für die Reinigung gelten grundsätzlich die Leistungs-
beschreibung für Gebäude-, Glas- und Fensterrahmen-
reinigung – in den von der Freien und Hansestadt 
Hamburg genutzten Gebäuden – (Ausgabe 2016) und 
die Reinigungspläne für Schulen und Sporthallen 
(Stand: 08.07.2016).

Da die große Sorge vor einer Übertragung durch 
Gegenstände (Klassenbücher, Schulbücher, Hefte) zu 
relativieren ist, können die entsprechenden Vorschrif-
ten und schuleigenen Regelungen gelockert werden.

Darüber hinaus werden die Reinigungsintervalle 
moderat an die früheren Regelungen angepasst, wobei 
die Schülerinnen und Schüler wie gewohnt die Stühle 
am Ende des Schultages auf die Tische stellen und den 
Klassenraum besenrein hinterlassen. Die Maßnahmen 
verpflichten gleichzeitig die Schulgemeinschaft, auf 
Sauberkeit besonders in den Sanitärbereichen zu ach-
ten.

Bis auf weiteres erfolgen höhere Reinigungsintervalle 
der sanitären Anlagen. Ergänzend wird jeder Schule 
eine täglich präsente und verfügbare Reinigungskraft 
für Ad-hoc-Maßnahmen zugewiesen.

Bei Fachräumen und Sporthallen, die durch unter-
schiedliche Kohorten genutzt werden, sollten neben 
einer regelmäßigen Lüftung Handkontaktpunkte bei 
der Reinigung gesondert berücksichtigt werden. Eine 
routinemäßige Flächendesinfektion wird in Schulen 
auch in der jetzigen COVID-Pandemie durch das RKI 
nicht empfohlen. Auch hier ist die angemessene Reini-
gung völlig ausreichend.

Wird eine Desinfektion im Einzelfall durch das zustän-
dige Gesundheitsamt als notwendig erachtet, so ist 
diese durch ein professionelles Reinigungsunterneh-
men entsprechend der Handlungsempfehlung der Leit-
stelle Gebäudereinigung durchzuführen.

Zuständig: Schulbau Hamburg bzw. Gebäudemanage-
ment Hamburg bzw. HEOS/Leitstelle Gebäudereini-
gung der FB

6.4	 Hygiene im Sanitärbereich

In allen Toilettenräumen müssen ausreichend Sei-
fenspender, Einmalhandtücher oder Stoffhandtuchrol-
len aus retraktiven Spendersystemen bereitgestellt und 
regelmäßig aufgefüllt bzw. gewartet werden. Die ent-
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sprechenden Auffangbehälter für Einmalhandtücher 
und Toilettenpapier sind vorzuhalten.

Toilettenbecken, Urinale, Toilettensitze, Armaturen 
und Waschbecken werden an Grund- und weiterfüh-
renden Schulen zweimal täglich gereinigt. Die Reini-
gung der Wände, Böden und die Entleerung der Papier-
behälter erfolgt nach Bedarf.

An berufsbildenden Schulen erfolgt die Reinigung ein-
mal täglich. Eine zweite Reinigung erfolgt durch eine 
Tageskraft nach Augenscheinnahme (Sichtreinigung). 
Handkontaktpunkte in Sanitärbereichen sollten bei 
der Reinigung gesondert berücksichtigt werden.

Zuständig: Schulbau Hamburg/Gebäudemanagement 
Hamburg bzw. HEOS/ Leitstelle Gebäudereinigung 
der FB

7.	 Infektionsschutz in den künstlerischen Fächern und 
in Sport

Wie in allen anderen Fächern finden auch der Unter-
richt in den künstlerischen Fächern und der Sportun-
terricht im Klassenverband oder in klassenübergreifen-
den Lerngruppen, jedoch nicht in jahrgangsübergrei-
fenden Lerngruppen statt (Ausnahmen siehe Kap.2.1.). 
Grundsätzlich gelten daher im Unterricht die modifi-
zierten Abstandsregeln (s.o.). Dennoch sind Unter-
richtssituationen mit direktem Körperkontakt zwi-
schen den Schülerinnen und Schülern weitestgehend 
zu vermeiden, um das Risiko einer Tröpfcheninfektion 
oder Ansteckung über Aerosole möglichst gering zu 
halten. Zu den einschlägigen MNB-Regelungen siehe 
Kapitel 3. Zudem gelten für die einzelnen Fächer fol-
gende besondere Regelungen:

Musik

Abweichend von den oben aufgeführten Regelungen 
zum Mindestabstand sind beim Gesang, beim Spielen 
von Blasinstrumenten und beim Tanz bis auf weiteres 
auch zwischen Schülerinnen und Schülern einer Klasse 
oder einer Jahrgangsstufe ein Mindestabstand von 2,50 
Metern einzuhalten. Wenn dieser Sicherheitsabstand 
eingehalten wird, kann in musikpraktischen Phasen 
die Maske abgesetzt werden. Bei den musikpraktischen 
Angeboten sind die allgemeinen Hygieneregeln beson-
ders zu beachten.

Theater

Um Körperkontakt zu vermeiden, müssen im Theater-
unterricht andere Ausdrucksformen der Körperlich-
keit gefunden werden; es werden zudem immer nur 
wenige Personen gleichzeitig im Raum und auf der 
Bühne agieren können. Außerdem gilt für das Spre-
chen im Chor bis auf weiteres ein Mindestabstand von 
2,50 Metern.

Sport

Unterrichtssituationen mit direktem Körperkontakt 
sind weitestgehend zu vermeiden. Die körperbetonten 
Bewegungsfelder „Spielen“ sowie „Kämpfen und Ver-
teidigen“ können derzeit nicht bzw. nur eingeschränkt 
unterrichtet werden. Denkbar sind in diesen Bewe-
gungsfeldern vor allem Technik-, Demonstrations- und 
Gestaltungsaufgaben sowie Aufgaben mit Schwerpunkt 
auf individual taktischem Verhalten. Wettkämpfe oder 
wettkampfnahe Aufgaben sind in den Sportarten Fuß-
ball, Handball, Basketball, Volleyball, Hockey, Squash, 
Judo, und Standardtanz nicht zulässig.

Schwimmen

Im Schwimmunterricht muss zu Angehörigen der eige-
nen Lerngruppe im Wasser und in den weiteren Räum-

lichkeiten der Schwimmbäder kein Mindestabstand 
eingehalten werden. Der Mindestabstand zu Personen, 
die nicht der eigenen Lerngruppe angehören, beträgt 
im Wasser 2,50 Meter, im Übrigen 1,50 Meter.

Zuständig: Bäderland Hamburg, Fachlehrkräfte

8.	 Mittagessen und Trinkwasserversorgung

Allgemein zugängliche Trinkwasserspender können 
wieder in Betrieb genommen werden. Dabei sollen 
Schülerinnen und Schüler darauf hingewiesen werden, 
dass sie vor Benutzung die Hände waschen. Ergänzend 
wird die mehrfach tägliche Reinigung der Handkon-
taktpunkte empfohlen.

Die gemeinschaftliche Nutzung der Kantinen ist für 
alle Jahrgangsstufen ohne Beachtung des Mindestab-
standes zwischen Schülerinnen und Schülern einer 
Kohorte möglich. Dazu ist es empfehlenswert, dass die 
Essenspausen nach Kohorten getrennt organisiert wer-
den.

Buffets zur Selbstbedienung dürfen gemäß § 15 der 
Verordnung zur Eindämmung des Coronavirus SARS-
CoV-2 vom 25.08.2020 ab dem 1. September 2020 wie-
der angeboten werden.

Folgende Hygienemaßnahmen sind zwingend zu 
beachten, wenn Buffets angeboten werden bzw. Schüle-
rinnen und Schüler kohortenübergreifend zur Mittags-
pause gehen:

–	 Definierte Wegeführung („Einbahnstraßenprin-
zip“)

–	 Ausreichenden Abstand zwischen den Personen bei 
der Aus- und Abgabe sowie der Essenseinnahme 
sicherstellen (mind. 1.5 m)

–	 Abstand durch entsprechende Aufstellung/Reduzie-
rung von Stühlen und Tischen sicherstellen

–	 Vor dem Essen Hände mit Wasser und Seife ausrei-
chend lange waschen (mindestens 30 Sekunden). 
Das gründliche Händewaschen hat immer Priorität. 
Als zweite Möglichkeit kann Handdesinfektions-
mittel für eine hygienische Händedesinfektion 
genutzt werden.

–	 Schülerinnen und Schüler (mit Ausnahmen VSK) 
tragen eine medizinische Maske bis sie ihren 
Essplatz eingenommen haben.

–	 Bei Buffets werden die Vorleger/Auffülllöffel beim 
Wechsel der Kohorten bzw. der zum Essen gehen-
den Gruppen ausgewechselt.

–	 Auf den Abstand in Warteschlangen an Kassen, 
Ausgaben oder Automaten durch Markierungen auf 
dem Boden und Aufsteller aufmerksam machen

–	 Bedienpersonal an Kassen oder der Ausgabe durch 
mechanische Barrieren (z. B. Acrylglas) schützen

–	 Regelmäßige Stoßlüftung bspw. alle 30 Minuten, je 
nach Fenstergröße auch häufiger

Die Möglichkeit des getrennten Essens der Lerngrup-
pen in den jeweiligen Unterrichtsräumen über abge-
packte Essenslieferungen oder Lunchpakete sind in 
Abstimmung mit den Caterern weitere Möglichkeiten, 
um die Mittagessensversorgung sicherzustellen.

Zuständig für Trinkwasserspender: Schulleitung/Ham-
burg Wasser

Zuständig für Kantinenbetrieb:  
Schulleitung in Abstimmung mit dem Caterer
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9.	 Infektionsschutz im Schulbüro

Alle dargestellten Hygienemaßnahmen gelten selbst-
verständlich auch für die Schulbüros. Ergänzend haben 
die Schulen die Möglichkeit, Plexiglasscheiben im 
Empfangsbereich als sog. „Spuckschutz“ installieren zu 
lassen. Diese werden aus den Schulbudgets finanziert.

Zuständig: Schulleitung/Schulhausmeister

10.	 Infektionsschutz bei der Ersten Hilfe

An erster Stelle steht immer die Sicherheit der Ersthel-
fenden. Wenn möglich, sollte der Mindestabstand von 
1,5 m zu anderen Personen gewahrt werden. Zur Mini-
mierung des gegenseitigen Ansteckungsrisikos für die 
ersthelfende und die hilfebedürftige Person sollte von 
beiden eine medizinische Maske getragen werden. 
Wenn direkter körperlicher Kontakt notwendig ist, 
sollten Ersthelfende Einmalhandschuhe tragen.

Bei der Herz-Lungen-Wiederbelebung sollte für die 
Beatmung unterbleiben, die isolierte Herzdruckmas-
sage ist dann ausreichend. Falls eine Beatmungsmaske 
mit Ventil unmittelbar zur Verfügung steht, sollte diese 
verwendet werden.

Nach der Erste-Hilfe-Leistung sollten die Hände 
gründlich gewaschen und optimaler Weise ergänzend 
desinfiziert werden. Hierfür ist Händedesinfektions-
mittel, möglichst beim Erste-Hilfe-Material, zur Ver-
wendung durch Ersthelfende bereitzuhalten.

Zuständig: Schulleitung/Hausmeister

11.	 Konferenzen und Versammlungen

Schulinterne Konferenzen und Arbeitsgruppensitzun-
gen der Beschäftigten sind im Schuljahr 2020/21 
zunächst auf das absolut notwendige Maß zu beschrän-
ken, um die vollständige Umsetzung des Unterrichts 
nach Stundentafel, die Priorität genießt, sicherzustel-
len.

Sitzungen der schulischen Gremien sowie weitere 
schulische Veranstaltungen (wie z. B. Elternabende) 
finden regelhaft unter Einhaltung der Hygienevor-
schriften statt, siehe auch Kapitel 2 und 3. Hierzu gehö-
ren auch Findungsverfahren.

Die Schulleitungen prüfen, ob die Anzahl und Dauer 
der schulischen Gremiensitzungen vorübergehend 
reduziert werden müssen, dabei sind die Vorgaben des 
Schulgesetzes einzuhalten. Um die Durchführung der 
Gremiensitzungen zu sichern, soll auch die Form der 
Videokonferenz geprüft werden.

Zuständig: Schulleitung

12.	 Zugang von Eltern und schulfremden Personen

Eltern und schulfremde Personen müssen auf dem 
Schulgelände und im Schulgebäude eine medizinische 
Maske tragen. Darüber hinaus muss ihr Besuch von der 
Schule dokumentiert werden (siehe Kap. 14).

Die Eltern werden zudem gebeten, ihre Kinder vor 
dem Schulgebäude zu verabschieden oder in Empfang 
zu nehmen. Sie melden sich im Schulbüro oder bei 
anderen mit der Dokumentation beauftragten Perso-
nen der Schule an, wenn sie ein Gespräch mit einer 
Lehrkraft in der Schule führen möchten.

Zuständig: Schulleitung

13.	 Reiserückkehrerinnen und Reiserückkehrer

Personen, die sich vor der Rückkehr von einer Reise 
nach Deutschland in einem vom Robert-Koch-Institut 
(RKI) festgelegten Risikogebiet, Hochinzidenzgebiet 
oder einem Virusvariantengebiet aufgehalten haben, 

dürfen die Schule nur betreten, wenn sie die jeweils 
gültigen Quarantäneregelungen erfüllen.

Die Gebiete werden regelmäßig aktualisiert auf den 
Seiten des RKI unter https://www.rki.de/DE/Content/
InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.
html veröffentlicht.

Die jeweils geltenden Quarantäneregelungen für die 
Freie und Hansestadt Hamburg sind hier veröffent-
licht: https://www.hamburg.de/coronavirus.

Hat eine Schule Hinweise darauf, dass Schülerinnen 
und Schüler oder andere Personen aus dem schulischen 
Umfeld diese Bedingungen nicht erfüllen, sind sie 
umgehend nach Hause zu schicken und bis zur Vorlage 
entsprechender Bescheinigungen vom Präsenzunter-
richt auszuschließen.

14.	 Dokumentation und Nachverfolgung

Zentral in der Bekämpfung jeder Pandemie ist das 
Unterbrechen der Infektionsketten. Um im Falle einer 
Infektion bzw. eines Verdachtsfalls ein konsequentes 
Kontaktmanagement durch das Gesundheitsamt zu 
ermöglichen, ist vor allem Folgendes zu beachten:

–	 regelhaftes Dokumentieren der Anwesenheit in den 
Klassen- und Kursbüchern,

–	 regelhaftes Dokumentieren der Gruppenzusam-
mensetzung im Ganztag an GTS Schulen durch die 
Schule, an GBS-Standorten durch den Träger,

–	 tägliche Dokumentation der Anwesenheit des regel-
haft in der Schule eingesetzten Personals,

–	 Dokumentation von Einzelförderung mit engem 
Kontakt zu Schülerinnen und Schülern (z. B. Schul-
begleiter)

–	 Falls nicht anderweitig dokumentiert (z. B. durch 
Sitzungsprotokolle des Elternabends, Stundenplan 
der Lerngruppe oder Terminkalender der Bera-
tungslehrkraft) ist eine tägliche Erfassung der 
Anwesenheit weiterer Personen über Namens- und 
Telefonlisten erforderlich. Dies sind z. B. Handwer-
ker, Vertreterinnen und Vertreter der Schulauf-
sicht, Fachleiterinnen und Fachleiter, außerschuli-
sche Partner oder Erziehungsberechtigte. In der 
Regel geschieht dies im Schulbüro durch die eine 
Verwaltungskraft, die Schulleitung kann aber auch 
andere Personen beauftragen.

Die Kontaktdaten sind gemäß § 7 der Verordnung zur 
Eindämmung des Coronavirus SARS-CoV-2 unter 
Angabe des Datums und der Uhrzeit der Eintragung 
vier Wochen aufzubewahren. Dabei ist sicherzustellen, 
dass unbefugte Dritte keine Kenntnisse von den Kon-
taktdaten erlangen können. Die Kontaktdaten sind 
nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist zu löschen oder zu 
vernichten.

Die im Kontext eines Befreiungsantrages von der Mas-
kenpflicht oder vom Präsenzunterricht eingereichten 
Atteste sind vertraulich zu behandeln und vor der Ein-
sichtnahme Dritter zu schützen. Atteste von Schülerin-
nen und Schüler sind in der Schülerakte aufzubewah-
ren und unterliegen den datenschutzrechtlichen Vor-
gaben, die für besonders sensible personenbezogene 
Daten gelten. Atteste der Beschäftigten sind im Origi-
nal verschlossen an das für die jeweilige Schule zustän-
dige Personalsachgebiet zur Aufnahme in die Personal-
akte weiterzuleiten.

Zuständig: Schulleitung
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15.	 Akuter Coronafall und Meldepflichten
Sollten in Schule bei Schülerinnen und Schülern oder 
Beschäftigen einer Schule einschlägige Corona-Symp-
tome auftreten (siehe zur Beschreibung unter Kap. 4) 
oder ein positiver Schnelltest bekannt werden, so sind 
Schülerinnen und Schüler ggf. bis zur Abholung durch 
die Eltern in einen gesonderten Raum zu führen. 
Beschäftigte werden gebeten, das Schulgelände zu ver-
lassen.
Bei COVID-19-Verdachtsfällen (z. B. durch einen posi-
tiven Schnelltest) oder bei bestätigten COVID-19- 
Infektionen informiert die Schulleitung umgehend das 
zuständige Gesundheitsamt sowie die Schulbehörde 
und die Schulaufsicht über das Corona-Funktionspost-
fach der Behörde für Schule und Berufsbildung (BSB) 
(corona@bsb.hamburg.de). Über die in der betroffenen 
Schule zu ergreifenden Maßnahmen wie z. B. die 
Schließung einer Klasse oder Schule entscheidet 
danach ausschließlich das zuständige Gesundheitsamt. 
Diese Entscheidung ist den Gesundheitsexperten vor-
behalten und liegt nicht im Ermessen der Schule oder 
der Schulleitung.
Zuständig: Schulleitung

Planfeststellungsverfahren für den 
Neubau der A 26 Hafenpassage Hamburg, 

AS HH-Hohe Schaar – AD Süderelbe 
(Abschnitt 6c, VKE 7053, Station: 

km 5+840,895 bis 10+032,835) und den 
Ausbau der A 1 im Bereich AD Süderelbe 
(VKE 7142, Station: km 0+000 bis 1+312 

[Betriebs-km 156+164 bis 154+852])
Auslegung der Planunterlagen sowie Unterrichtung nach 
§ 19 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung

Die Bundesrepublik Deutschland, seit 1. Januar 2020 
vertreten durch die Autobahn GmbH des Bundes (Vorha-
benträgerin), diese vertreten durch die DEGES Deutsche 
Einheit Fernstraßenplanungs- und -bau GmbH, hat für das 
vorstehende Vorhaben bei der als Anhörungs- und Planfest-
stellungsbehörde zuständigen Behörde für Wirtschaft und 
Innovation die Planfeststellung gemäß § 17 des Bundesfern-
straßengesetzes (FStrG) in Verbindung mit § 73 des Ham-
burgischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) 
beantragt. Hintergrund des Vorhabens ist der beabsichtigte 
Neubau der Bundesautobahn A 26 Hafenpassage Hamburg 
vom Autobahnkreuz (AK) Hamburg (HH)-Hafen an der A 7 
bis zum Autobahndreieck (AD) Süderelbe an der A 1. Das 
vorliegend beantragte Vorhaben umfasst den dritten Bauab-
schnitt der A 26 Hafenpassage Hamburg (Abschnitt 6c, 
VKE 7053). Zudem umfasst das Vorhaben den achtstreifi-
gen Ausbau der derzeit sechsstreifigen A 1 (VKE 7142) auf 
dem rund 1,3 km langen Abschnitt unmittelbar nördlich 
und südlich des geplanten AD HH-Süderelbe.

Die Bezeichnungen der antragsgegenständlichen An
schlussstellen weichen auf Grund zwischenzeitlicher Um
benennung zum Teil von den bisherigen Bezeichnungen 
ab, weshalb in den Planunterlagen u. a. die Bezeichnung AD 
Süderelbe an die Stelle der bisherigen Bezeichnung als AS 
HH-Stillhorn tritt.

Der vorliegend verfahrensgegenständliche, rund 4,2 km 
lange Abschnitt 6c soll südlich der im Rahmen des 
Abschnitts 6b, VKE 7052, geplanten Anschlussstelle (AS) 
HH-Hohe Schaar bei km 5+840,895 beginnen und an der  

A 1 am zukünftigen AD Süderelbe (bisher AS HH-Stillhorn) 
enden. Das geplante Vorhaben wird wesentlich durch eine 
etwa 2,2 km lange Hochstraße, einen Tunnel mit anschlie-
ßenden Trogstrecken sowie eine Dammlage im Bereich der 
A 1 geprägt. Mit Beginn des Abschnitts 6c im Hafengebiet 
soll die Trasse zunächst in südlicher Richtung als Hoch-
straße verlaufen und in dieser Form auch über den Reiher-
stieg auf die Elbinsel Wilhelmsburg geführt werden. Nach 
Überquerung der AS HH-Kornweide soll die Hochstraße 
über einen West-Süd-Abzweig A 26/B 75 an die B 75 (Wil-
helmsburger Reichsstraße) angebunden werden. Im Bereich 
dieses Knotenpunktes soll die Trasse über eine Rampe 
zunächst in einen Trog und dann unter der vorhandenen 
Bahntrasse in einem 1474 m langen Tunnel geführt werden, 
der neben den bestehenden Bahnanlagen im weiteren Ver-
lauf die Wohnbebauung am Katenweg sowie den Bereich 
Finkenriek südlich der Kornweide einschließlich des 
Friedhofs Finkenriek unterqueren soll. Im Bereich der 
heute bestehenden AS HH-Stillhorn soll der Tunnel nach 
Unterquerung der A 1 enden. Hier soll das AD Süderelbe 
zur Anbindung der A 26 Hafenpassage Hamburg an die A 1 
entstehen und die vorhandene AS HH-Stillhorn in den 
Bereich der Otto-Brenner-Straße verlegt werden. Zusätz-
lich soll auf einem rund 1,3 km langen Abschnitt unmittel-
bar nördlich und südlich des geplanten AD HH-Süderelbe 
ein achtstreifiger Ausbau der derzeit sechsstreifigen A 1 
erfolgen (VKE 7142).

Mit dem Vorhaben einschließlich der Umweltmaßnah-
men einhergehen werden bau-, anlage- und betriebsbe-
dingte Beeinträchtigungen sowohl des Vorhabenbereichs 
als auch benachbarter Bereiche und baulicher Anlagen 
durch unmittelbare Inanspruchnahme (z. B. Grunderwerb 
oder bauzeitliche Flächennutzungen) oder mittelbare Aus-
wirkungen (z. B. durch Schalleinwirkungen). Diverse vor-
handene Anlagen, darunter auch Wohnhäuser, werden 
umzubauen oder abzubrechen sein.

Wegen der Einzelheiten des vorgenannten Vorhabens 
wird auf die Planunterlagen verwiesen.

Über die Zulässigkeit des Vorhabens kann die Planfest-
stellungsbehörde durch Planfeststellungsbeschluss ent-
scheiden.

I.
Umweltverträglichkeitsprüfung

Das Vorhaben bedarf nach § 6 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung 
mit Anlage 1 zum UVPG, Nummer 14.3 (Bau einer Bundes-
autobahn) einer Umweltverträglichkeitsprüfung.

Die Umweltverträglichkeitsprüfung wird im Zuge des 
Planfeststellungsverfahrens von der Planfeststellungsbe-
hörde vorgenommen werden.

II.
Auslegung der Planunterlagen

Die Planunterlagen, aus denen sich Art und Umfang des 
Vorhabens ergeben, sowie die Unterlagen über die Umwelt
auswirkungen des Vorhabens nach § 19 Absatz 2 UVPG, 
können auf Grund der derzeitigen COVID-19-Pandemie
situation zur Minderung des Risikos der weiteren Ausbrei-
tung des Virus nicht in dem üblichen Rahmen ausgelegt 
werden. Die Auslegung wird daher gemäß § 3 Absatz 1 des 
Planungssicherstellungsgesetzes (PlanSiG) durch eine Ver-
öffentlichung im Internet ersetzt. Die Veröffentlichung der 
Planunterlagen im Internet findet vom 29. März 2021 bis 
zum 28. April 2021 unter der Adresse

https://www.hamburg.de/bwi/pfv
statt.
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Daneben erfolgt die Auslegung des Plans als zusätzliches 
Informationsangebot gemäß § 3 Absatz 2 PlanSiG vom  
29. März 2021 bis zum 28. April 2021 an dem folgenden Ort 
unter folgenden Bedingungen:

– 	 Bezirksamt Hamburg-Mitte, Dezernat für Wirtschafts-
förderung, Bauen und Umwelt, Fachamt Bauprüfung – 
Kundenservice, Caffamacherreihe 1-3, V. Obergeschoss, 
Flurbereich C (Servicebereich), 20355 Hamburg.

	 Hinweis: Die Einsichtnahme ist nur nach vorheri- 
ger Terminvereinbarung unter der Telefonnummer 
040 / 4 28 54 - 33 13 oder per E-Mail-Anfrage unter

	 bp-service@hamburg-mitte.hamburg.de
möglich.

Für die Einsichtnahme sind die jeweiligen besonderen 
Nutzungsbedingungen der vorgenannten Dienststelle im 
Rahmen der gegenwärtigen COVID-19-Pandemielage zu 
beachten.

Bei den Unterlagen über die Umweltauswirkungen des 
Vorhabens nach § 19 Absatz 2 UVPG, die der Planfeststel-
lungsbehörde mit dem Antrag vorgelegt wurden, handelt es 
sich insbesondere um folgende Unterlagen:
–	 Erläuterungsbericht (U01),
–	 Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen 

(UVP-Bericht – U19.5),
–	 Allgemein verständliche, nichttechnische Zusammen-

fassung nach § 16 Absatz 1 Nummer 7 UVPG (Band 1, 
Unterlage 1, Erläuterungsbericht, U01),

–	 Landschaftspflegerische Maßnahmen (einschließlich 
Maßnahmenübersichtsplan, Maßnahmenpläne, Maß-
nahmenblätter und Vergleichende Gegenüberstellung 
Eingriff und Kompensation – U09),

–	 Landschaftspflegerischer Begleitplan (U19.1),
–	 Fachgutachten zur Prüfung der artenschutzrechtlichen 

Belange nach § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
(U19.2),

–	 Ergebnis Faunistischer Untersuchungen (U19.3),
–	 FFH-Verträglichkeitsprüfungen (FFH-Gebiete DE 

2526-305 „Hamburger Unterelbe“, DE 2526-302 „Heu-
ckenlock/Schweenssand“ – U19.4),

–	 Immissionsschutzmaßnahmen (U07),
–	 Immissionstechnische Untersuchungen (einschließlich 

Schalltechnischer Untersuchung [U17.1], Luftschad-
stoffgutachten [U17.2], Gesamtlärmbetrachtung [U17.3] 
und Baulärmuntersuchung [U17.4]),

–	 Entwässerungsmaßnahmen (U08),
–	 Wassertechnische Untersuchungen (U18),
–	 Verkehrsuntersuchung (Verkehrsprognose 2030 und 

Berechnung von Planfällen) und Gutachten Ver-
kehrsqualität (nachgeordnetes Straßennetz – U22),

–	 Regelungsverzeichnis (U11),
–	 Planung 110kV-Trasse (U16.2),
–	 Verkehrstechnisches Konzept (U16.3),
–	 Verkehrsführung während der Bauzeit (U16.4).

III.
Einwendungen, Stellungnahmen und Äußerungen

Einwendungen und Stellungnahmen  
nach § 73 Absatz 4 HmbVwVfG

Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt wer-
den, kann bis einen Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist 
Einwendungen gegen den Plan erheben (vgl. § 73 Absatz 4 

HmbVwVfG in Verbindung mit § 21 Absätze 2, 5 UVPG). 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen 
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen 
Titeln beruhen. Vereinigungen, die auf Grund einer Aner-
kennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, 
Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen 
den Planfeststellungsbeschluss einzulegen, können inner-
halb der vorgenannten Frist Stellungnahmen zu dem Plan 
abgeben. Mit Ablauf der vorgenannten Frist sind auch diese 
Stellungnahmen ausgeschlossen.

Äußerungen nach § 21 UVPG

Die betroffene Öffentlichkeit kann sich im Rahmen der 
Beteiligung zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens 
äußern. Die Äußerungsfrist endet einen Monat nach Ablauf 
der Frist für die Auslegung der Unterlagen. Mit Ablauf der 
Äußerungsfrist sind für das Verfahren über die Zulässigkeit 
des Vorhabens alle Äußerungen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen, ausgeschlossen. Die 
Äußerungsfrist gilt auch für solche Einwendungen, die sich 
nicht auf die Umweltauswirkungen des Vorhabens bezie-
hen (siehe oben).

Einwendungen, Stellungnahmen und Äußerungen kön-
nen demnach bis zum 28. Mai 2021 schriftlich oder zur 
Niederschrift bei der Planfeststellungsbehörde (Behörde 
für Wirtschaft und Innovation, Planfeststellungsbehörde, 
Alter Steinweg 4, 20459 Hamburg) oder bei dem Bezirksamt 
Hamburg-Mitte (Caffamacherreihe 1-3, 20355 Hamburg) 
erhoben bzw. vorgebracht werden. Die Frist ist eine gesetz-
liche Frist und kann nicht verlängert werden. Maßgeblich 
für die Einhaltung der Frist ist das Datum des Eingangs. 
Die Versendung einer einfachen E-Mail genügt nicht. Der 
Eingang von Einwendungen, Stellungnahmen und Äuße-
rungen wird nicht bestätigt.

Der Ausschluss von Einwendungen, der Ausschluss von 
Stellungnahmen von Vereinigungen und der Ausschluss 
von Äußerungen zu den Umweltauswirkungen des Vorha-
bens durch Fristversäumnis beschränken sich auf dieses 
Planfeststellungsverfahren (vgl. § 7 Absatz 4 in Verbindung 
mit § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a und § 7 
Absatz 6 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes).

Bei Einwendungen, Stellungnahmen und Äußerungen, 
die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unter-
zeichnet oder in Form vervielfältigter, gleichlautender 
Texte eingereicht worden sind (gleichförmige Eingaben), 
gilt für das Planfeststellungsverfahren derjenige Unter-
zeichner als Vertreter der übrigen Unterzeichner, der darin 
mit seinem Namen, seinem Beruf und seiner Anschrift als 
Vertreter bezeichnet ist, soweit er nicht von den übrigen 
Unterzeichnern als Bevollmächtigter bestellt worden ist. 
Vertreter kann nur eine natürliche Person sein. Einwen-
dungen, Stellungnahmen und Äußerungen, die die genann-
ten Angaben nicht deutlich sichtbar auf jeder mit einer 
Unterschrift versehenen Seite enthalten oder bei denen der 
Vertreter keine natürliche Person ist, können unberück-
sichtigt bleiben. Dasselbe gilt insoweit, als Unterzeichner 
ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich 
angegeben haben (§ 17 HmbVwVfG).

IV.

Erörterungstermin/Online-Konsultation, 
Benachrichtigungen und Zustellungen

Nach § 17a Nummer 1 FStrG, § 5 Absatz 1 PlanSiG kann 
von einer Erörterung abgesehen oder eine Online-Konsul-
tation nach § 5 Absatz 3 ff. PlanSiG durchgeführt werden. 
Findet ein Erörterungstermin statt, wird die Anhörungsbe-
hörde nach Ablauf der Einwendungs-, Stellungnahme- und 
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Äußerungsfrist die rechtzeitig gegen den Plan erhobenen 
Einwendungen, die rechtzeitig abgegebenen Stellungnah-
men von Vereinigungen nach § 73 Absatz 4 Satz 5 VwVfG, 
die rechtzeitig eingereichten Äußerungen im Sinne von § 21 
Absatz 1 UVPG sowie die Stellungnahmen der Behörden zu 
dem Plan mit der Vorhabenträgerin, den Behörden, den 
Betroffenen sowie denjenigen, die Einwendungen erhoben, 
Stellungnahmen abgegeben oder sich zu den Umweltaus-
wirkungen des Vorhabens geäußert haben, erörtern. Der 
Erörterungstermin ist mindestens eine Woche vorher im 
Amtlichen Anzeiger bekannt zu machen. Die Behörden, die 
Vorhabenträgerin und diejenigen, die Einwendungen erho-
ben, Stellungnahmen abgegeben oder sich zu den Umwelt
auswirkungen des Vorhabens geäußert haben, werden von 
dem Erörterungstermin benachrichtigt.

Die Teilnahme am Erörterungstermin ist freigestellt. 
Bei Ausbleiben eines Beteiligten im Erörterungstermin 
kann auch ohne ihn verhandelt werden. Die Vertretung 
durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevoll-
mächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzu-
weisen.

Sind außer der Benachrichtigung der Behörden und der 
Vorhabensträgerin mehr als 50 Benachrichtigungen vom 
Erörterungstermin oder außer an die Vorhabenträgerin 
mehr als 50 Zustellungen des Planfeststellungsbeschlusses 
vorzunehmen,

a) 	 können die Personen, die Einwendungen erhoben oder 
Äußerungen eingereicht haben, oder die Vereinigungen, 
die Stellungnahmen abgegeben haben, von dem Erörte-
rungstermin durch öffentliche Bekanntmachung 
benachrichtigt werden,

b) 	kann die Zustellung der Entscheidung über die Einwen-
dungen, Äußerungen und Stellungnahmen durch öffent-
liche Bekanntmachung ersetzt werden.

Die Bestimmungen des § 73 Absatz 3 Satz 1 und Absätze 5 
bis 7 HmbVwVfG über die Bekanntmachung der Ausle-
gung, den Erörterungstermin und die Benachrichtigung 
vom Erörterungstermin gelten für die Äußerungen der 
betroffenen Öffentlichkeit nach §§ 18, 21 UVPG entspre-
chend (§ 18 Absatz 1 Satz 4 UVPG).

V.

Aufwendungen

Aufwendungen, die durch die Einsichtnahme in die 
Planunterlagen, durch die Erhebung von Einwendungen, 
durch die Abgabe von Stellungnahmen, durch das Einrei-
chen von Äußerungen, durch die Teilnahme am Erörte-
rungstermin oder durch die Bestellung eines Vertreters 
entstehen, können nicht erstattet werden.

VI.

Veränderungssperre

Vom Beginn der Auslegung der Pläne im Planfeststel-
lungsverfahren oder von dem Zeitpunkt an, zu dem den 
Betroffenen Gelegenheit gegeben wird, den Plan einzuse-
hen, dürfen auf den vom Plan betroffenen Flächen bis zu 
ihrer Übernahme durch den Träger der Straßenbaulast 
wesentlich wertsteigernde oder den geplanten Straßenbau 
erheblich erschwerende Veränderungen nicht vorgenom-
men werden (Veränderungssperre). Veränderungen, die in 
rechtlich zulässiger Weise vorher begonnen worden sind, 
Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher 
ausgeübten Nutzung werden davon nicht berührt (§ 9a 
Absatz 1 FStrG). Dasselbe gilt für Anbaubeschränkungen 
nach § 9 Absätze 1 und 2 FStrG.

VII.

Sonstiges

Die Zugänglichmachung des Inhalts der in der vorlie-
genden Bekanntmachung enthaltenen Bekanntmachung 
nach § 19 Absatz 1 UVPG und der nach § 19 Absatz 2 UVPG 
auszulegenden Unterlagen (siehe oben) erfolgen im UVP- 
Portal unter der Adresse

http://www.hamburg.de/ 
umweltvertraeglichkeitspruefungen-hamburg/.

Hinsichtlich der Gewährleistung der Anforderungen 
der Datenschutz-Grundverordnung wird auf die Geltung 
der Datenschutzerklärung der Planfeststellungsbehörde der 
Behörde für Wirtschaft und Innovation verwiesen, einzuse-
hen unter der Adresse

https://www.hamburg.de/bwi/dse.

Hamburg, den 19. März 2021

Die Behörde für Wirtschaft und Innovation
Amtl. Anz. S. 409

Allgemeine Vorprüfung 
des Einzelfalles gemäß § 7 UVPG

Genehmigungsverfahren nach §§ 4, 19 BImSchG, 
Aktenzeichen: 17/2021 – Firma H&R Ölwerke 

Schindler GmbH. Neubau einer Anlage zur 
Herstellung von Kohlenwasserstoffen in industriellem 

Umfang (lineare oder ringförmige, gesättigte oder 
ungesättigte, aliphatische oder aromatische)

A.

Sachverhalt

Die H&R Ölwerke Schindler GmbH betreibt am Stand-
ort Neuhof eine Schmierstoffraffinerie, die gemäß § 1 Absatz 1 
Satz 1 der 4. BImSchV grundsätzlich genehmigungspflich-
tig ist (Nummer 4.4.2 G des Anhangs 1 der 4. BImSchV). 
Mit Antrag vom 8. Februar 2021, eingegangen am 12. Februar 
2021, beantragte die Firma bei der Behörde für Umwelt, 
Klima, Energie und Agrarwirtschaft, Abteilung für Immis-
sionsschutz und Abfallwirtschaft, die Genehmigung einer 
Versuchsanlage gemäß § 2 Absatz 3 der 4. BImSchV. Auf 
Grund der durch § 2 Absatz 3 der 4. BImSchV beantragten 
Versuchsanlage soll das Genehmigungsverfahren nicht wie 
vorgesehen im förmlichen Verfahren gemäß § 10 BImSchG 
durchgeführt werden, sondern im vereinfachten Verfahren 
nach § 19 BImSchG. Die Voraussetzungen hierfür wurden 
durch die zuständige Behörde geprüft und für erfüllt befun-
den.

Auf dieser Grundlage wird eine Genehmigung nach §§ 4, 
19 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes für den Neubau 
einer Anlage zur Herstellung von Stoffen oder Stoffgruppen 
durch chemische, biochemische oder biologische Umwand-
lung in industriellem Umfang zur Herstellung von Kohlen-
wasserstoffen (lineare oder ringförmige, gesättigte oder 
ungesättigte, aliphatische oder aromatische) gemäß Ziffer 
4.1.1 des Anhangs 1 zur 4. BImSchV durchgeführt.

B.

Anwendbare Vorschriften

Gemäß § 5 UVPG wird auf Grundlage der Angaben des 
Vorhabenträgers sowie eigener Informationen geprüft, ob 
nach den §§ 6 bis 14 UVPG für das Vorhaben eine Pflicht 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
besteht oder nicht.
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Nach § 7 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) bedarf es bei einem Neu-
vorhaben, das in Anlage 1 Spalte 2 mit dem Buchstaben „A“ 
gekennzeichnet ist, der Durchführung einer allgemeinen 
Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht durch die 
zuständige Behörde.

Die Errichtung und der Betrieb einer Anlage zur Her-
stellung von Stoffen oder Stoffgruppen durch chemische 
Umwandlung im industriellen Umfang, ausgenommen 
integrierte chemische Anlagen nach Nummer 4.1, Anlagen 
nach Nummer 10.1 und Anlagen zur Erzeugung oder Spal-
tung von Kernbrennstoffen oder zur Aufarbeitung bestrahl-
ter Kernbrennstoffe nach Nummer 11.1; stellt nach Num-
mer 4.2, Spalte 2 Buchstabe A der Anlage 1 zum UVPG ein 
Vorhaben dar, für das eine allgemeine Vorprüfung des Ein-
zelfalles nach § 7 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 5 
UVPG vorgesehen ist.

Gemäß § 7 Absatz 1 UVPG wird die allgemeine Vorprü-
fung als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der 
in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien durchgeführt. 
Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Vorhaben erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die nach 
§ 25 Absatz 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu 
berücksichtigen wären.

Bei der Vorprüfung wird berücksichtigt, ob erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen durch Merkmale des 
Vorhabens oder des Standorts oder durch Vorkehrungen 
des Vorhabenträgers offensichtlich ausgeschlossen werden.

Die Antragsunterlagen der Firma H&R Ölwerke Schind-
ler GmbH (Aktenzeichen 17/2021) beinhalten, insbeson-
dere unter Kapitel 14, Angaben zur allgemeinen Vorprü-
fung des Einzelfalles. Anhand der Antragsunterlagen und 
des FHH-Atlas sowie des FHH-Informationssystems wurde 
die Prüfung durch die BUKEA nach § 7 UVPG durchgeführt.

C.

Prüfungskriterien und Ergebnis 
der allgemeinen Prüfung des Einzelfalles

Bei der konkreten Anwendung der Kriterien der Anlage 3 
zum UVPG ist zwischen der Sachverhaltsermittlung, die 
zunächst die möglichen nachteiligen Umweltauswirkungen 
anhand der Kriterien der Nummer 1 und Nummer 2 der 
Anlage 3 zum UVPG ermittelt, und der Einschätzung der 
Erheblichkeit dieser nachteiligen Umweltauswirkungen 
unter Berücksichtigung der Kriterien der Nummer 3 der 
Anlage 3 zum UVPG zu unterscheiden. Alleine die in Num-
mer 3 der Anlage 3 zum UVPG genannten Merkmale der 
möglichen erheblichen Auswirkungen, die gebildet werden 
aus den Merkmalen des Projektes und den Standortmerk-
malen, entscheiden in Verbindung mit den Maßstäben des 
Fachrechtes über die Frage der UVP-Pflicht. Die Kriterien 
der Anlage 3 zum UVPG haben den Zweck sicherzustellen, 
dass sämtliche Umweltauswirkungen des Vorhabens einbe-
zogen werden, die erheblich nachteilig sein können.

Zur Beurteilung der nachfolgenden Kriterien wird 
sowohl auf die seitens des Betreibers im Antrag gemachten 
Angaben (insbesondere Kapitel 14), als auch auf das durch 
die ARU Ingenieurgesellschaft mbH durchgeführte Gut-
achten zur Vorprüfung zur UVP verwiesen.

1. 	 Merkmale des Vorhabens

Die Merkmale eines Vorhabens sind insbesondere hin-
sichtlich folgender Kriterien zu beurteilen:

1.1	 Größe und Ausgestaltung des gesamten Vorhabens 
und, soweit relevant, der Abrissarbeiten

Die H&R Ölwerke Schindler GmbH betreibt am Stand-
ort Neuhof, Neuhöfer Brückenstraße 127-152 in 21107 

Hamburg, eine Schmierstoffraffinerie, die nach § 1 
Absatz 1 Satz 1 der 4. BImSchV genehmigt ist. Im 
Betriebsbereich befinden sich neben der nach Nummer 
4.4.2 G des Anhangs 1 der 4. BImSchV genehmigten 
Schmierstoffraffinerie weitere genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (Feuerungsanlagen, Wasserstoffelek
trolyse). Am Standort befinden sich demnach verschie-
dene Produktionsanlagen, mehrere Lageranlagen und 
diverse Umschlagseinrichtungen. Das gesamte Werk 
hat somit eine Ausdehnung von etwa 500 000 m² und ist 
durch eine Hochwasserschutzwand und Zäune gegen 
Zutritt von außen gesichert.

Das beantragte Vorhaben umfasst den Neubau einer 
Anlage zur Herstellung von Kohlenwasserstoffen (line-
are oder ringförmige, gesättigte oder ungesättigte, 
aliphatische oder aromatische) gemäß Ziffer 4.1.1 des 
Anhangs 1 zur 4. BImSchV. Für diese Anlage wird eine 
Flächeninanspruchnahme von 660 m² seitens des An
tragstellers angegeben. Die Produktionsmenge der 
geplanten Anlage ist verhältnismäßig gering.

1.2 	 Zusammenwirken mit anderen bestehenden oder zuge-
lassenen Vorhaben oder Tätigkeiten

Für den Betrieb der Anlage sind Einbindungen in die 
bestehende Schmierstoffraffinerie geplant. So kommt 
es zum Beispiel zu Einbindungen an die Wasserstoffan-
lage, die Entsalzungsanlage, die Abwasseranlage und 
die thermische Nachverbrennung (inklusive Betriebs-
fackel). Geltende Genehmigungen der Anlagen werden 
trotz der Einbindung in die Schmierstoffraffinerie ein-
gehalten und überwacht.

1.3	 Nutzung natürlicher Ressourcen, insbesondere Fläche, 
Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt

Die Errichtung und der Betrieb der Anlage erfolgt auf 
einer seit etlichen Jahrzehnten als Industriefläche 
genutzten Fläche. Derzeit ist an der Stelle des Vorha-
bens eine Schotterfläche, sodass durch die Bebauung eine 
zusätzliche Flächeninanspruchnahme erfolgt (660 m²).

Für den Betrieb der geplanten Anlage werden keine 
Änderungen an oberirdischen Gewässern oder eine 
Verlegung von Gewässern vorgenommen. Durch das 
Verfahren kommt es zu einer direkten Einleitung des 
Brauchwassers in ein Oberflächengewässer. Dieses 
wird jedoch durch die auf Grund der Schmierstoffraffi-
nerie bestehenden Abwasserbehandlungen gereinigt 
und gemäß den gesetzlichen Anforderungen eingeleitet 
und kontinuierlich überwacht. Eine direkte Entnahme 
von Wasser ist nicht vorgesehen. In der geplanten 
Anlage wird vollentsalztes Wasser eingesetzt. Dieses 
wird über die Infrastruktur der Raffinerie zur Verfü-
gung gestellt.

Die geplante Fläche ist lauf Angaben aus dem Gutach-
ten keine Fläche für Lebensräume mit besonderer 
Bedeutung für Pflanzen und Tiere. Zudem befindet 
sich auf der Fläche kein Boden mit einer besonderen 
Funktion für den Naturhaushalt oder den Naturschutz. 
Ferner ist die Fläche nicht von besonderer Bedeutung 
für das Klima. Es handelt sich zudem nicht um ein 
Gebiet mit besonderem Schutzanspruch gemäß § 49 
BImSchG in Verbindung mit dem hamburgischen 
Landesrecht.

Es werden keine Eingriffe in Biotope oder Schutzge-
biete vorgenommen.

1.4	 Erzeugung von Abfällen im Sinne von § 3 Absätze 1 
und 8 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes

Im Rahmen des Betriebs der Versuchsanlage werden 
keine produktionsbedingten Abfälle erzeugt. Andere 
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Abfälle z. B. ölverunreinigte Betriebsmittel, Verpa-
ckungen usw. werden gemäß den bestehenden Entsor-
gungs- und Verwertungswegen fachgerecht gehand-
habt.

Anfallendes Abwasser wird über die betriebsinternen 
Verfahren und die anschließende Abwasserbehand-
lungsanlage behandelt.

1.5	 Umweltverschmutzung und Belästigungen:

Luftverunreinigungen

Im Betrieb der Pilotanlage wird überschüssiger Stick-
stoff (N2) in die Umgebung abgegeben. Dazu kommen 
Kleinstmengen von <0,1 kg/h an Prozessgasen/Restga-
sen, die in regelmäßigen Abständen zur Gasanalytik 
aus dem Prozess entnommen werden und anschließend 
über kleine Lanzen in die Atmosphäre abgegeben wer-
den. Weiterhin wird ein Restgasstrom der thermischen 
Verbrennung im Ofen der VDU zugeführt.

Die geplante Anlage erzeugt somit keine direkten und 
relevanten Luftschadstoffemissionen.

Erheblich nachteilige Umweltauswirkungen in Bezug 
auf Immissionen von Luftschadstoffen im Umfeld der 
Pilotanlage hinsichtlich des Schutzgutes der menschli-
chen Gesundheit wie auch dem Schutz von Ökosyste-
men sind zusammenfassend nicht zu erwarten.

Geruch

Bei dem Betrieb der Anlage sind keine Geruchsemissi-
onen zu erwarten.

Lärm und Erschütterungen

Durch die Pilotanlage ergeben sich Änderungen in 
Bezug auf Geräuschemissionen, die sich auf die Geräu-
schimmissionssituation im Umfeld der Anlage einwir-
ken könnten. Die Anlagenteile und Equipments der 
geplanten Pilotanlage sind jedoch seitens des Herstel-
lers bereits so ausgelegt, dass die einschlägigen Schall-
leistungspegel innerhalb der Container den Anforde-
rungen der Arbeitsplatzgrenzwerte Rechnung tragen. 
Innerhalb des Containers ist zudem kein ständiger 
Arbeitsplatz vorgesehen. Der maximale Schallleis-
tungspegel wird mit 84 dB(A) für den Prozesscontainer 
angegeben.

Erheblich nachteilige Beeinträchtigungen bezüglich 
der Geräuschimmissionssituation sind daher für das 
Anlagenumfeld, insbesondere im Verbund mit dem 
Gesamtstandort der H&R OWS im Industriegebiet 
nicht zu erwarten.

Erschütterungen treten durch den Betrieb der Anlage 
nicht auf.

Boden- und Gewässerverunreinigungen

Alle Medien, die für den Herstellungsprozess erforder-
lich sind und in die Anlage geführt werden, sind als 
nicht wassergefährdend eingestuft.

In dem Prozesscontainer werden Produkte gewonnen, 
die mit einer WGK1 gekennzeichnet sind. Der Con
tainer wird daher mit einer Auffangwanne mit Eig-
nungsnachweis ausgestattet. Dieser wird zudem tech-
nisch überwacht.

Die Rohrleitungen werden als technische dicht ausge-
führt. Die Lagerbehälter werden doppelwandig und 
mit einer Überfüllsicherung ausgeführt. Die Anforde-
rungen an die geltenden Regelungen werden eingehal-
ten.

Zudem wird je 8h-Schicht die Anlage auf Undichtig-
keiten überprüft.

Die Abfüllung erfolgt nur unter Aufsicht des Betriebs-
personals und wird manuell gesteuert. Die Verlade-
pumpe befindet sich in einer eigenen Auffangwanne. 
Zusätzlich wird der Boden der gesamten Halle mit 
FD-Beton ausgeführt.

Die Lagerung der wassergefährdenden Stoffe und die 
Anforderungen der Löschwasserrückhaltung erfolgt 
gemäß den Anforderungen.

Gewerbliches Abwasser

Das anfallende Abwasser wird in den verschiedenen 
Reinigungsstufen der Raffinerie eingebunden und 
einer Vorreinigung unterzogen. Anschließend fließt es 
gemeinsam mit den anderen Prozessabwässern in  
die betriebseigene Abwasserbehandlungsanlage. Die 
gesetzlichen Anforderungen werden durch eine konti-
nuierliche Messung/Überwachung sichergestellt.

Wärme, Reflexionen, Strahlen und Abschattung

Beeinträchtigungen durch Wärme, Reflexionen, Strah-
len und Abschattung treten durch den Betrieb der 
Anlage nicht auf.

1.6	 Risiken von Störfällen, Unfällen und Katastrophen, die 
für das Vorhaben von Bedeutung sind, einschließlich 
der Störfälle, Unfälle und Katastrophen, die wissen-
schaftlichen Erkenntnissen zufolge durch den Klima-
wandel bedingt sind, insbesondere mit Hinblick auf:

1.6.1  verwendete Stoffe und Technologien

Gefährliche Stoffe im Sinne von § 2 Nummer 4 der 12. 
BImSchV sind Stoffe oder Gemische, die in Anhang 1 
aufgeführt sind. Die in Anhang 1 angegebenen Men-
genschwellen dienen dabei in erster Linie der Ermitt-
lung, ob es sich um einen Betriebsbereich der oberen 
oder unteren Klasse handelt. Da die Firma H&R 
Ölwerke Schindler GmbH bereits dem Betriebsbereich 
der oberen Klasse zugeordnet ist und sich die neu zu 
errichtende Anlage in diesem Betriebsbereich befindet, 
spielen die in Anhang 1 genannten Mengenschwellen 
für diese Entscheidung nur eine nachrangige Rolle.

Die Mengenschwellen in Anhang 1 können jedoch vor 
dem Hintergrund des KAS-1 auch für die Betrachtung 
herangezogen werden, ob ein sicherheitsrelevantes 
Anlagenteil oder ein sicherheitsrelevanter Betriebsbe-
reich vorliegt. Somit kann indirekt eine Gefährdung 
der jeweiligen Stoffe abgeleitet werden.

Für den Gefahrenbereich der Gewässerverunreinigung 
(H440, H410) übersteigt die Lagermenge die 0,5 %-Men-
genschwelle (500 kg) um das 7,5-fache. Auch die 
2,0 %-Mengenschwelle (2000 kg) wird überschritten. 
Auf Grund der grundsätzlich vorhandenen Anforde-
rungen der AwSV ist dieses Gefährdungspotential den-
noch als sehr gering einzustufen. Es ist davon auszuge-
hen, dass durch die vorgeschriebene Art der Lagerung 
und des Transportes keine Gefahren von den Stoffen 
für Gewässer und Boden ausgehen können.

Für den Gefahrenbereich Entzündbarkeit ergibt sich 
folgendes Bild:

Vergleicht man die Mengen der einzelnen Stoffe, auch 
hinsichtlich deren Handhabung isoliert mit deren 
0,5 %-Mengenschwelle, so lässt sich festhalten, dass die 
Stoffe einzeln betrachtet unterhalb der 0,5 %-Mengen-
schwellen liegen. Addiert man die Quotienten der im 
Prozess befindlichen Stoffe, so liegt auch dieser Wert 
mit 0,832 unterhalb von 1. Berücksichtigt man das 
Durchflusskriterium für kontinuierlich durchflossene 
Systeme des KAS 1 von kg/10 min, so verringert sich 
der Quotient der im Prozess befindlichen Stoffe um 
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den Faktor 6 auf 0,138. Der Quotient für die Lagerung 
liegt mit 0,6 ebenfalls unter 1.

Gemäß der StörfallVO wird für die Prüfung des Vorlie-
gens eines Betriebsbereiches die Summe der Einzel-
quotienten einer Kategorie gebildet und somit alle 
vorhandenen Mengen einer Kategorie betrachtet. Die 
Betrachtung aller Stoffe der Kategorie P, unabhängig 
von der Art der Anwesenheit, ergibt einen Quotienten 
von 1,432 bei Berücksichtigung einer stündlichen Frei-
setzungsmenge. Der Wert reduziert sich auf 0,842, 
wenn das 10-Minuten-Kriterium angesetzt wird.

Beim Betrieb der Anlage kann somit auf Grund der 
potentiell gefährlichen Stoffe ein Unfallrisiko durch 
Brand, Explosion oder Leckagen nicht restlos ausge-
schlossen werden.

Vor dem Hintergrund der Technologie ist zudem zu 
beachten, dass die Erzeugnisse unter unterschiedlichen 
Betriebsparametern gehandhabt werden. Demnach 
werden beide Stoffe im Prozess unter erhöhtem Druck 
und Temperatur verarbeitet (20 bar; 5-8 °C oder 50 °C). 
Hinsichtlich der Lagerung ist zu erwähnen, dass dies 
unter Normalbedingungen stattfindet (1 bar; Außen-
temperatur).

1.6.2  die Anfälligkeit des Vorhabens für Störfälle im 
Sinne des § 2 Nummer 7 der Störfall-Verordnung, ins-
besondere auf Grund seiner Verwirklichung innerhalb 
des angemessenen Sicherheitsabstandes zu Betriebsbe-
reichen im Sinne des § 3 Absatz 5a des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes

Die Anfälligkeit des Vorhabens für Störfälle wird durch 
die getroffenen Maßnahmen gering gehalten. So wurde 
für das Vorhaben eine Hazard and Operability 
(HAZOP) Studie vorgenommen. Im Anschluss daran 
wurden alle ermittelten Schaltungen einer Safety Ineg-
rity Level (SIL) Risikoanalyse unterzogen. Ergebnis 
dieser Risikoanalyse ist, dass lediglich das Überfüllen 
der drei Pufferbehälter mit einer Schaltung in der Qua-
lität „SIL1“ verhindert werden muss. Zudem wurde 
eine sicherheitstechnische Stellungnahme eines nach 
§ 29b BImSchG zugelassenen Sachverständigen erar-
beitet.

Insgesamt kann der Einschätzung des Gutachters, dass 
keine erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt und 
ihre Bestandteile vorliegen, gefolgt werden. Hinsicht-
lich des angemessenen Sicherheitsabstandes lässt sich 
festhalten, dass dieser durch das hier geplante Vorha-
ben nicht erweitert wird.

1.7	 Risiken für die menschliche Gesundheit, z. B. durch 
Verunreinigung von Wasser oder Luft

Durch den Einsatz von gefährlichen Stoffen in der 
geplanten Anlage können Risiken für die menschliche 
Gesundheit durch Verunreinigungen der Luft oder 
Wasser nicht gänzlich ausgeschlossen werden. Durch 
die getroffenen Maßnahmen werden die Risiken jedoch 
auf ein Minimum reduziert.

2.	 Standort des Vorhabens

Die ökologische Empfindlichkeit eines Gebiets, das 
durch ein Vorhaben möglicherweise beeinträchtigt 
wird, ist insbesondere hinsichtlich folgender Nut-
zungs- und Schutzkriterien unter Berücksichtigung 
des Zusammenwirkens mit anderen Vorhaben in ihrem 
gemeinsamen Einwirkungsbereich zu beurteilen:

2.1	 Bestehende Nutzung des Gebietes, insbesondere als 
Fläche für Siedlung und Erholung, für land-, forst- und 
fischereiwirtschaftliche Nutzungen, für sonstige wirt-

schaftliche und öffentliche Nutzungen, Verkehr, Ver- 
und Entsorgung (Nutzungskriterien):

Die Errichtung und der Betrieb der Anlage erfolgt auf 
einer seit etlichen Jahrzehnten als Industriefläche 
genutzten Fläche. Derzeit ist an der Stelle des Vorha-
bens eine Schotterfläche, sodass durch die Bebauung 
eine zusätzliche Flächeninanspruchnahme erfolgt 
(660 m²).

Das Vorhaben findet ausschließlich auf dem bestehen-
den Betriebsgrundstück statt und hat damit keine Nut-
zungsänderungen zur Folge.

Die bestehende Nutzung des Gebietes wird durch das 
Vorhaben nicht beeinträchtigt. Natur und Landschaft 
werden durch das Vorhaben weder genutzt noch umge-
staltet.

2.2	 Reichtum, Verfügbarkeit, Qualität und Regenerations-
fähigkeit der natürlichen Ressourcen, insbesondere 
Fläche, Boden, Landschaft, Wasser, Tiere, Pflanzen, 
biologische Vielfalt, des Gebiets und seines Unter-
grunds (Qualitätskriterien):

Es handelt sich um ein bestehendes Industriegebiet. 
Die geplante Fläche ist laut Angaben aus dem Gutach-
ten keine Fläche für Lebensräume mit besonderer 
Bedeutung für Pflanzen und Tiere. Zudem befindet 
sich auf der Fläche kein Boden mit einer besonderen 
Funktion für den Naturhaushalt oder den Naturschutz. 
Ferner ist die Fläche nicht von besonderer Bedeutung 
für das Klima. Es handelt sich zudem nicht um ein 
Gebiet mit besonderem Schutzanspruch gemäß § 49 
BImSchG in Verbindung mit dem hamburgischen 
Landesrecht.

2.3	 Belastbarkeit der Schutzgüter unter besonderer Berück-
sichtigung folgender Gebiete und von Art und Umfang 
des ihnen jeweils zugewiesenen Schutzes (Schutzkrite-
rien):

2.3.1  Natura 2000-Gebiete nach § 7 Absatz 1 Nummer 
8 des Bundesnaturschutzgesetzes:

Die Freie und Hansestadt Hamburg hat in seiner Aus-
weisung von Schutzgebieten im unmittelbaren Umfeld 
des geplanten Anlagestandorts keine FFH-/Natura 
2000-Gebiete ausgewiesen.

In einer Entfernung von 5,8 km befindet sich das 
Gebiet DE-2526-305 (FFH) im kompletten Bereich der 
Hamburger Unterelbe. Das Gebiet umfasst dabei die 
gesamte Unterelbe von der Landesgrenze bei Geest-
hacht bis nach Wilhelmsburg. Der Standortbogen kann 
unter https://www.hamburg.de/contentblob/13121064/
aab411a4a06a55567af061800c9a2885/data/ffh-hambur-
ger-unterelbe.html abgerufen werden.

In einer Entfernung von etwa 5,8 km befindet sich das 
Gebiet DE-2526-302 (FFH) und umfasst den Bereich 
Heuckenlock/Schweenssand. Der Standortbogen kann 
unter 

https://www.hamburg.de/contenblob/ 
13121066/34f5c71f3b843ace1c747c672764b268/ 

data/ffh-heuckenlock-schweenssand.html

eingesehen werden.

In einer Entfernung von etwa 5,4 km befindet sich im 
Süd-Westen zudem ein Natura 2000-Gebiet.

Für die geplante Anlage sind bei beiden FFH-Gebieten 
keine Einschränkungen dargestellt.
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2.3.2  Naturschutzgebiete nach § 23 des Bundesnatur-
schutzgesetzes, soweit nicht bereits von Nummer 2.3.1 
erfasst:

Das Vorhaben befindet sich nicht in einem Natur-
schutzgebiet. Die nächstgelegene Naturschutzgebiet 
(NSG) sind:

NSG Moorgürtel:	 4,3.km süd-westlich,

NSG Heimfelder Holz:	 5,1 km südlich,

NSG Rhee:	 5,8 km östlich,

NSG Auenlandschaft  
Obere Tideelbe:	 6,1 km östlich,

NSG Holzhafen:	 6,9 km nord-östlich.

2.3.3  Nationalparke und Nationale Naturmonumente 
nach § 24 des Bundesnaturschutzgesetzes, soweit nicht 
bereits von Nummer 2.3.1 erfasst:

Es befinden sich keine Nationalparke oder Nationale 
Naturmonumente in der näheren Umgebung.

2.3.4  Biosphärenreservate und Landschaftsschutzge-
biete gemäß den §§ 25 und 26 des Bundesnaturschutz-
gesetzes:

Weder im direkten noch im weiteren Umfeld des Vor-
habens ist ein Biosphärenreservat ausgewiesen.

Das Vorhaben befindet sich nicht in einem Land-
schaftsschutzgebiet. Die nächstgelegene Landschafts-
schutzgebiete sind:

LSG Moorburg:	 2,4 km süd-westlich,

LSG Neuland:	 5,3 km süd-östlich,

LSG Wilhelmsburger Elbinsel: 	 3,6 km östlich,

LSG Altona-Südwest, Ottensen:	 3,6 km nördlich.

2.3.5  Naturdenkmäler nach § 28 des Bundesnaturschutz
gesetzes:

In der näheren Umgebung der Anlage sind keine 
Naturdenkmäler ausgewiesen. Das nächstgelegene 
Naturdenkmal „Uhlenbuschbracks“ befindet sich in 
etwa 3,5 km Entfernung in süd-östlicher Richtung. 
Zudem befindet sich 5,3 km westlich das ND Guts-
brack.

2.3.6  Geschützte Landschaftsbestandteile, einschließ-
lich Alleen, nach § 29 des Bundesnaturschutzgesetzes:

In Hamburg sind alle Bäume und Hecken, die unter die 
Baumschutzverordnung fallen, als geschützte Land-
schaftsbestandteile zu betrachten. Im Rahmen des Vor-
habens sollen keine Bäume und Hecken entfernt wer-
den.

2.3.7  Gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 des Bun-
desnaturschutzgesetzes:

Die geplante Anlage befindet sich in keinem geschütz-
ten Biotop. Das nächstgelegene geschützte Biotop ist 
eine etwa 180 m entfernt liegende Wattfläche „Biotop 
Nr. 54“. Weiterhin befindet sich in etwa 560 m Entfer-
nung ein Trockenrasen „Biotop 6“. Für die allgemeine 
Vorprüfung seitens des dafür beauftragten Büros wur-
den die Erhebungsbögen zur Biotopkartierung berück-
sichtigt. Das Gutachten kommt jedoch zu dem Schluss, 
dass ein Eingriff oder Ähnliches durch das Vorhaben 
nicht stattfindet

2.3.8  Wasserschutzgebiete nach § 51 des Wasserhaus-
haltsgesetzes, Heilquellenschutzgebiete nach § 53 
Absatz 4 des Wasserhaushaltsgesetzes, Risikogebiete 
nach § 73 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes sowie

Überschwemmungsgebiete nach § 76 des Wasserhaus-
haltsgesetzes:

Wasserschutzgebiet:

Süderelbmarsch/Harburger Berge etwa 3500 m süd-
westlich.

Heilquellenschutzgebiete:

Hierzu können dem FHH-Portal keine Angaben ent-
nommen werden. Daher wird davon ausgegangen, dass 
solche Gebiete in Hamburg nicht vorhanden sind.

Hochwasserrisikogebiet:

Das Risikogebiet „Tideelbe mit Neuwerk“ zieht sich 
durch den kompletten Hafen. Das geplante Vorhaben 
ist jedoch durch Hochwasserschutzmaßnahmen gesi-
chert. Der private Hochwasserschutz des Polders 70 
(Polder Neuhof West Dkm 0+043 bis 0+900) wurde 
2017 bei der Behörde für Wirtschaft, Verkehr und 
Innovation beantragt und in den folgenden Jahren 
umgesetzt.

Überschwemmungsgebiet:

Das Vorhaben befindet sich nicht in einem Über-
schwemmungsgebiet. Das nächste Überschwemmungs-
gebiet befindet sich mehr als 7 km entfernt.

2.3.9  Gebiete, in denen die in den Vorschriften der 
Europäischen Union festgelegten Umweltqualitätsnor-
men bereits überschritten sind:

Die Umsetzung der EU-Luftqualitätsrichtlinie erfolgte 
im deutschen Recht durch das BImSchG und den dar-
auf gestützten Rechtsverordnungen.

Im Hamburger Stadtgebiet sind laut 2. Fortschreibung 
des Luftreinhalteplans der Freien und Hansestadt 
Hamburg (2017) Überschreitungen des NO2-Immissi-
onswertes gemäß 39. BImSchV an Verkehrsmessstatio-
nen zu verzeichnen.

Zusätzliche Gewässerbelastungen gibt es durch das 
geplante Vorhaben nicht.

2.3.10  Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, insbe-
sondere Zentrale Orte im Sinne des § 2 Absatz 2 Num-
mer 2 des Raumordnungsgesetzes:

Nicht zutreffend für das betroffene Industriegebiet. Die 
Flächennutzung entspricht der im Bebauungsplan vor-
gesehenen Nutzung. Bei Einhaltung der Luft- und 
Lärmemissionsbegrenzungen ist kein Nutzungskon-
flikt mit den angrenzenden Nutzungen zu besorgen.

2.3.11  In amtlichen Listen oder Karten verzeichnete 
Denkmale, Denkmalensembles, Bodendenkmäler oder 
Gebiete, die von der durch die Länder bestimmten 
Denkmalschutzbehörde als archäologisch bedeutende 
Landschaften eingestuft worden sind:

Das nächstgelegene Baudenkmal/Gebäudeensemble 
„Köhlbrandbrücke“ befindet sich in etwa 560 m Ent-
fernung in nördlicher Richtung. In einer ähnlichen 
Entfernung liegt östlich ein Schulgebäude.

Das nächstgelegene Ensemble liegt etwa 930 m südlich. 
Es handelt sich um einen Lagerhauskomplex am Blu-
mensand.

3.	 Art und Merkmale der möglichen Auswirkungen

Die möglichen erheblichen Auswirkungen eines Vor-
habens auf die Schutzgüter sind anhand der unter den 
Nummern 1 und 2 aufgeführten Kriterien zu beurtei-
len; dabei ist insbesondere folgenden Gesichtspunkten 
Rechnung zu tragen:
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3.1	 der Art und dem Ausmaß der Auswirkungen, insbeson-
dere, welches geographische Gebiet betroffen ist und 
wie viele Personen von den Auswirkungen voraussicht-
lich betroffen sind,

3.2	 dem etwaigen grenzüberschreitenden Charakter der 
Auswirkungen,

3.3	 der Schwere und der Komplexität der Auswirkungen,

3.4	 der Wahrscheinlichkeit von Auswirkungen,

3.5 dem voraussichtlichen Zeitpunkt des Eintretens sowie 
der Dauer, Häufigkeit und Umkehrbarkeit der Auswir-
kungen,

3.6	 dem Zusammenwirken der Auswirkungen mit den 
Auswirkungen anderer bestehender oder zugelassener 
Vorhaben,

3.7	 die Möglichkeit, die Auswirkungen wirksam zu ver-
meiden.

Unter Berücksichtigung der vorgenannten Gesichts-
punkte werden die möglichen Auswirkungen des Vor-
habens auf die Schutzgüter wie folgt beurteilt:

Geographisches Gebiet

Das Betriebsgelände liegt in dem ausgewiesenen Indus-
triegebiet. In der Nachbarschaft sind Industrie- und 
Lagerbetriebe angesiedelt. Es ist mit keinen bzw. nur 
geringfügigen Auswirkungen auf das geographische 
Gebiet zu rechnen.

Luftverunreinigungen

Laut Genehmigungsantrag gehen Emissionen von Pro-
zessgase, Stickstoff und Restgase von der geplanten 
Anlage aus. Der Restgasstrom wird der VDU zur ther-
mischen Nutzung zugeführt. Hierbei entstehen somit 
keine direkten Emissionen aus der geplanten Anlage.

Wenn die über Schornsteine oder Ähnliches abgeleite-
ten Emissionen in Summe die in Nummer 4.6.1.1 
Tabelle 7 TA Luft genannten Bagatellmassenströme 
nicht übersteigen, sind keine weiteren Messungen und 
Berechnungen zur Ermittlung der Immissionskenn-
größen vorzunehmen. Diffuse Emissionen dürfen dabei 
10 % der genannten Werte nicht überschreiten. Die 
Bagatellmassenströme der TA Luft werden nicht über-
schritten, aus diesem Grund findet eine Betrachtung 
der Immissionen in Form einer Immissionsprognose 
folglich nicht statt.

Laut Gutachten entfaltet die geplante Anlage bereits in 
der näheren Umgebung keine nennenswerten Immissi-
onen, die die Schutzgüter nach § 1 BImSchG beein-
trächtigen können. Daher ist ein Einwirken auf die 
detailliert beschriebenen Gebete selbst unter pessimis-
tischer Annahme nicht zu erwarten.

Lärm

Emissionen durch Lärm werden durch die Technische 
Anleitung zum Schutz der Allgemeinheit und der 
Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Geräusche sowie der Vorsorge gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen durch Geräusche geregelt.

Maßgeblicher Immissionsort ist der nach Nummer 
A.1.3 des Anhangs zu ermittelnde Ort im Einwirkungs-
bereich der Anlage, an dem eine Überschreitung der 
Immissionsrichtwerte am ehesten zu erwarten ist. Es ist 
derjenige Ort, für den die Geräuschbeurteilung nach 
dieser Technischen Anleitung vorgenommen wird. Die 
in dem Antrag angegebenen maximal auftretenden 84 
dB(A) an der Anlage müssen folglich an dem maßgebli-
chen Immissionsort einen Wert von 70 dB(A) einhalten 
werden (außerhalb von Gebäuden im Industriegebiet).

Das zugrunde liegende Gutachten kommt jedoch zu 
dem Ergebnis, dass erheblich nachteilige Beeinträchti-
gungen bezüglich der Geräuschimmissionssituation für 
das Anlagenumfeld, insbesondere im Verbund mit dem 
Gesamtstandort der H&R OWS nicht zu erwarten sind.

Dieser Aspekt wird falls notwendig während des Ver-
fahrens nochmal genauer durch die zuständige Dienst-
stelle untersucht und gegebenenfalls durch Nebenbe-
stimmungen im Bescheid geregelt.

Risiken von Störfällen, Unfallrisiko

Die Anlage unterliegt dem Anwendungsbereich der 12. 
BImSchV. Die Änderung bewirkt keine Änderung des 
angemessenen Sicherheitsabstandes und auch keine 
erhebliche Gefahrenerhöhung. Es sind keine erhebli-
chen nachteiligen Auswirkungen auf die Schutzgüter 
hinsichtlich Risiken von Störfällen und Unfällen zu 
erwarten.

Abfallentsorgung

Gegenüber dem bisherigen Betrieb wird sich die Art 
und Menge der Abfälle nicht verändern. Es werden im 
Rahmen der Versuchsanlage keine produktbedingten 
Abfälle erzeugt. Zudem ist der Betreiber vertraut mit 
der fachgerechten Entsorgung von Abfällen, auch 
gefährlichen Abfällen. Eine ordnungsgemäße Abfall
entsorgung ist sichergestellt.

Schutzgut Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und 
Landschaft

Der Umgang und die Lagerung der wassergefährden-
den Stoffe erfolgt gemäß der gesetzlichen Anforderun-
gen. Es ist daher mit keinen erheblichen nachteiligen 
Auswirkungen auf Boden und Gewässer zu rechnen.

Das Vorhaben hat keine Auswirkungen auf Reichtum, 
Qualität und Regenerationsfähigkeit von Wasser, 
Boden, Natur und Landschaft.

Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter

Eingriffe auf Bodendenkmäler bzw. archäologisch 
bedeutsame Funde sind ausgeschlossen. Durch das 
Vorhaben können keine erheblichen nachteiligen Aus-
wirkungen auf die Schutzgüter kulturelles Erbe und 
sonstige Sachgüter hervorgerufen werden.

4.	 Gesamtergebnis der allgemeinen Vorprüfung des 
Einzelfalles nach § 7 Absatz 1 Satz 1 UVPG:

Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles nach §§ 7 
und 5 UVPG hat nach überschlägiger Prüfung unter 
Berücksichtigung der einschlägigen Kriterien nach 
Anlage 3 UVPG ergeben, dass durch das beantragte 
Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen auf die in § 2 Absatz 1 UVPG genannten 
Schutzgüter hervorgerufen werden können, so dass die 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
nicht erforderlich ist.

Das dem Antrag beiliegende Gutachten kommt zu fol-
gendem Ergebnis:

Nach eingehender Prüfung und unter Berücksichti-
gung der vorgelegten Recherche kann festgestellt wer-
den, dass die geplante Anlage den Schutzpflichten des 
§ 5 BImSchG genügt. Mit der Realisierung des geplan-
ten Vorhabens sind ebenso keine erheblichen nachteili-
gen Auswirkungen auf die ausgewiesenen Schutzge-
biete, wie z. B. Naturschutzgebiete, Landschaftsschutz-
gebiete, geschützte Landschaftsbestandteile oder 
Naturdenkmäler verbunden. Ebenfalls werden keine 
Eingriffe in bereits entwickelte Biotopstrukturen oder 
Eingriffe in Bereiche vorgenommen, die für faunische 
Arten wertvoll sind.
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Diese ausführliche Vorprüfung zeigt, dass keine 
Anhaltspunkte für erhebliche nachteilige Umweltaus-
wirkungen vorliegen und somit nach hiesiger Ansicht 
eine UVP nicht erforderlich ist.

Hamburg, den 9. März 2021

Die Behörde für Umwelt, Klima,  
Energie und Agrarwirtschaft

Amtl. Anz. S. 411

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
zum Bebauungsplan-Entwurf 

Winterhude 42/Barmbek-Nord 42/ 
Alsterdorf 42 – 1. Änderung

Das Bezirksamt Hamburg-Nord führt für den Entwurf 
des Bebauungsplans Winterhude 42/Barmbek-Nord 42/Als-
terdorf 42 – 1. Änderung gemäß § 3 Absatz 1 des Baugesetz-
buchs (BauGB) in der Fassung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3635), zuletzt geändert am 8. August 2020 
(BGBl. I S. 1728, 1739), die frühzeitige Beteiligung der 
Öffentlichkeit in Form einer öffentlichen Auslegung durch.

Das Plangebiet liegt im Bezirk Hamburg-Nord in den 
Stadtteilen Winterhude, Alsterdorf und Barmbek-Nord, 
Ortsteile 407, 408 sowie 429, und wird wie folgt begrenzt: 
Hebebrandstraße – Bahnanlagen – Süd- und Westgrenze 
des Flurstücks 1939 – Westgrenze des Flurstücks 1938 der 
Gemarkung Alsterdorf (Stadtteil Winterhude).

Auslöser des Änderungsverfahrens sind eine Vielzahl 
von Verfahrensschritten im Anschluss an das Bebauungs-
planverfahren, die zu einem städtebaulich gewünschten 
Baukörper geführt haben, der sich allerdings nicht mit den 
Festsetzungen des Bebauungsplans Winterhude 42/Barm-
bek-Nord 42/Alsterdorf 42 vereinen lässt. Das Änderungs-
verfahren betrifft das im Nordosten des Geltungsbereichs 
gelegene Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Woh-
nen und quartiersbezogene Nahversorgung“ und ist Vor-
aussetzung für die Genehmigungsfähigkeit des vorgesehe-
nen Baukörpers.

Das Bebauungsplanverfahren dient der Innenentwick-
lung im Sinne von § 13 a BauGB und wird im beschleunig-
ten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung 
nach § 2 Absatz 4 BauGB durchgeführt.

Die Planunterlagen werden in der Zeit vom 29. März 
2021 bis zum 30. April 2021 montags bis donnerstags von 
8.00 Uhr bis 16.00 Uhr und freitags von 8.00 Uhr bis 14.00 
Uhr an folgendem Ort öffentlich ausgelegt: Bezirksamt Ham- 
burg-Nord, Kümmellstraße 7, 20249 Hamburg – Foyer.

Für den Auslegungsraum sind die einschlägigen Rege-
lungen der Verordnung zur Eindämmung der Ausbreitung 
des Coronavirus SARS-CoV-2 in der Freien und Hansestadt 
Hamburg (Hamburgische SARS-CoV-2-Eindämmungsver-

ordnung – HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO) in der 
jeweils geltenden Fassung zu beachten.

Der Bebauungsplan-Entwurf kann im oben genannten 
Zeitraum im Internet unter Verwendung des kostenlosen 
Online-Dienstes „Bauleitplanung“ eingesehen werden. Zu
dem besteht hier die Möglichkeit, Stellungnahmen „online“ 
abzugeben. Der Online-Dienst kann unter der folgenden 
Adresse aufgerufen werden:

https://bauleitplanung.hamburg.de.

Neben der zuvor genannten Möglichkeit, direkt online 
Stellung zu nehmen, können während der frühzeitigen 
Beteiligung bis einschließlich 30. April 2021 Stellungnah-
men zu dem ausliegenden Bebauungsplan-Entwurf bei der 
genannten Dienststelle schriftlich oder zur Niederschrift 
abgegeben werden. Für Auskünfte und Beratungen stehen 
die zuständigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zur Ver-
fügung. Stellungnahmen können auch über die Einsen-
dungsadresse Bezirksamt Hamburg-Nord, Fachamt Stadt- 
und Landschaftsplanung, Kümmellstraße 6, 20249 Ham-
burg, per E-Mail an
Stadt-undLandschaftsplanung@hamburg-nord.hamburg.de,
online unter

www.bauleitplanung.hamburg.de
oder per Telefon: 040 / 4 28 04 - 60 23 oder - 60 20 während 
der Dienstzeiten abgegeben werden.

Hinweise zum Umgang mit Ihren personenbezogenen 
Daten entnehmen Sie bitte der Datenschutzerklärung des 
Fachamtes Stadt- und Landschaftsplanung unter folgen-
dem Link:

https://www.hamburg.de/hamburg-nord/ 
datenschutzerklaerungen

Die Datenschutzerklärung kann auch vor Ort eingese-
hen oder auf Verlangen per Post oder per E-Mail übermit-
telt werden.

Hamburg, den 10. März 2021

Das Bezirksamt Hamburg-Nord
Amtl. Anz. S. 417

Beabsichtigung einer 
Entwidmung von öffentlichen 

Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 
– Duvenstedter Markt –

Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 7 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen ist die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Duven
stedt, Ortsteil 522, belegene öffentliche Wegefläche Duven
stedter Markt (Flurstück 3553 [3882 m²]), von der Sportan-
lage Duvenstedter Markt 2 bis Poppenbütteler Chaussee 
verlaufend, für den allgemeinen Fußgänger- und Radfahr-
verkehr entbehrlich und wird mit sofortiger Wirkung ent-
widmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Entwidmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (rot markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein-
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 

417



Amtl. Anz. Nr. 22Freitag, den 19. März 2021

Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 22. Februar 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 417

Beabsichtigung einer 
Entwidmung von öffentlichen 

 Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 
– Seehofallee –

Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 8 in Verbindung mit § 7 des Hamburgischen 
Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41, 83) mit Änderungen ist die im Bezirk Wands-
bek, Gemarkung Bramfeld, Ortsteil 515, belegene öffentli-
che Wegefläche Seehofallee (Flurstück 10776 [15 m²]), vor 
Haus Nummer 24 liegend, für den allgemeinen Verkehr 
entbehrlich und wird mit sofortiger Wirkung entwidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Entwidmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (rot markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein-
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 22. Februar 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 418

Beabsichtigung einer Widmung 
von Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Irma-Keilhack-Ring –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Meien-
dorf, Ortsteil 526, belegene neue Erschließungsstraße Irma-
Keilhack-Ring (Flurstücke 6172 [1066 m²] und 6175 
[1350 m²]), von Schierenberg Haus Nummer 89 gegenüber-
liegend in einem Bogen bis Schierenberg Haus Nummer 
101 gegenüberliegend verlaufend, mit sofortiger Wirkung 
dem allgemeinen Verkehr gewidmet.

Die Flächen sind laut Senatsbeschluss vom 11. Mai 2017 
Irma-Keilhack-Ring benannt worden.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierte Bereiche), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
chen liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein-
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 3. März 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 418

Beabsichtigung einer Widmung 
von Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Adalbert-Stifter-Weg –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:
Nach § 8 in Verbindung mit § 6 des Hamburgischen 

Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41, 83) mit Änderungen wird die im Bezirk 
Wandsbek, Gemarkung Alt-Rahlstedt, Ortsteil 526, bele-
gene Verbreiterungsfläche Adalbert-Stifter-Weg (Flurstück 
2582 teilweise), Ecke Köderheide liegend, mit sofortiger 
Wirkung dem allgemeinen Verkehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein-
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 4. März 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 418

Beabsichtigung einer Widmung 
von Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Alte Mühle –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:
Nach § 8 in Verbindung mit § 6 des Hamburgischen 

Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41, 83) mit Änderungen wird die im Bezirk 
Wandsbek, Gemarkung Bergstedt, Ortsteil 524, belegene 
Verbreiterungsfläche Alte Mühle (Flurstück 1170 teil-
weise), Ecke Twietenkoppel liegend, mit sofortiger Wir-
kung dem allgemeinen Verkehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.
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Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein-
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 4. März 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 418

Beabsichtigung einer Widmung 
von Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Dorfkoppel –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Poppen-
büttel, Ortsteil 519, belegene Wegefläche Dorfkoppel (Flur-
stück 1088 [2932 m²]), vom Schulbergredder abzweigend 
und in einem Wendehammer endend, mit sofortiger Wir-
kung dem allgemeinen Verkehr gewidmet.

Die Widmung für den Verbindungsweg zwischen Haus 
Nummern 19 und 21 bis zum Poppenbütteler Weg verlau-
fend wird auf den allgemeinen Fußgänger- und Radfahrver-
kehr beschränkt.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein-
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 4. März 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 419

Beabsichtigung einer Widmung 
von Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– unbenannter Verbindungsweg, 
WN 10489 von Poppenbütteler Weg 

bis Windröschenweg –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen wird der im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Poppen-
büttel, Ortsteil 519, belegene unbenannte Verbindungsweg, 
WN 10489 (Flurstück 1271 [792 m²]), von Poppenbütteler 
Weg bis Windröschenweg verlaufend, mit sofortiger Wir-
kung dem allgemeinen Fußgängerverkehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein-
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 4. März 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 419

Beabsichtigung einer Widmung 
von Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Kattunbleiche –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 8 in Verbindung mit § 6 des Hamburgischen 
Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41, 83) mit Änderungen werden die im Bezirk 
Wandsbek, Gemarkung Wandsbek, Ortsteil 507, belegenen 
Verbreiterungsflächen Kattunbleiche (Flurstücke 3248 und 
4126 jeweils teilweise), vor Haus Nummern 10, 24 bis 30 
und 35 verlaufend sowie Ecke Wandsbeker Allee liegend, 
mit sofortiger Wirkung dem allgemeinen Verkehr gewid-
met.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierte Bereiche), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
chen liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein-
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 8. März 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 419
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Beabsichtigung einer Widmung 
von Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Langenbeern –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Sasel, 
Ortsteil 518, belegene Wegefläche Langenbeern (Flurstück 
10852 [2748 m²]), von Meiendorfer Mühlenweg bis Wittreem 
verlaufend, mit sofortiger Wirkung dem allgemeinen Ver-
kehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein-
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 8. März 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 420

Beabsichtigung einer Widmung 
von Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Halenreie –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 8 in Verbindung mit § 6 des Hamburgischen 
Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41, 83) mit Änderungen wird die im Bezirk 
Wandsbek, Gemarkung Volksdorf, Ortsteil 525, belegene 
Verbreiterungsfläche Halenreie (Flurstück 8244 teilweise), 
der Markt- und Parkplatzfläche gegenüberliegend, mit 
sofortiger Wirkung dem allgemeinen Verkehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein-
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 25. Februar 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 420

Beabsichtigung einer Widmung 
von Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Pfarrstraße –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung 
Alt-Rahlstedt, Ortsteil 526, belegene Wegefläche Pfarr-
straße (Flurstück 892 [1720 m²]), von Rahlstedter Straße 59 
bis Rahlstedter Straße 79 verlaufend, mit sofortiger Wir-
kung dem allgemeinen Verkehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein-
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser 
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte 
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder 
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen 
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 25. Februar 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 420

Entwidmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Melissenweg –
Nach § 8 in Verbindung mit § 7 des Hamburgischen 

Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41, 83) mit Änderungen ist die im Bezirk Wands-
bek, Gemarkung Sasel, Ortsteil 518, belegene öffentliche 
Wegefläche Melissenweg (Flurstück 5163 teilweise), Höhe 
Haus Nummer 12 liegend, für den allgemeinen Verkehr 
entbehrlich und wird mit sofortiger Wirkung entwidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplan kann beim 
Bezirksamt Wandsbek, Fachamt Management des öffentli-
chen Raumes, Am Alten Posthaus 2, 22041 Hamburg, ein-
gesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 

nach Bekanntgabe beim Bezirksamt Wandsbek, Fachamt 
Management des öffentlichen Raumes, Postfach 70 21 41, 
22021 Hamburg, Widerspruch eingelegt werden.

Hamburg, den 22. Februar 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 420

Entwidmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Rauschener Ring –
Nach § 8 in Verbindung mit § 7 des Hamburgischen 

Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
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GVBl. S. 41, 83) mit Änderungen ist die im Bezirk Wands-
bek, Gemarkung Hinschenfelde, Ortsteil 509, belegene 
öffentliche Wegefläche Rauschener Ring (Flurstück 1929 
[24 m²]), Haus Nummer 24 a gegenüberliegend, für den all-
gemeinen Verkehr entbehrlich und wird mit sofortiger 
Wirkung entwidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplan kann beim 
Bezirksamt Wandsbek, Fachamt Management des öffentli-
chen Raumes, Am Alten Posthaus 2, 22041 Hamburg, ein-
gesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe beim Bezirksamt Wandsbek, Fachamt 
Management des öffentlichen Raumes, Postfach 70 21 41, 
22021 Hamburg, Widerspruch eingelegt werden.

Hamburg, den 22. Februar 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 420

Widmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Duvenstedter Markt –
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Duven
stedt, Ortsteil 522, belegene Wegefläche Duvenstedter 
Markt (Flurstück 3291 teilweise), zwischen Haus Nummern 
36 und 38 des Trilluper Weges verlaufend, mit sofortiger 
Wirkung dem allgemeinen Fußgängerverkehr gewidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplan kann beim 
Bezirksamt Wandsbek, Fachamt Management des öffentli-
chen Raumes, Am Alten Posthaus 2, 22041 Hamburg, ein-
gesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe beim Bezirksamt Wandsbek, Fachamt 
Management des öffentlichen Raumes, Postfach 70 21 41, 
22021 Hamburg, Widerspruch eingelegt werden.

Hamburg, den 22. Februar 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 421

Widmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Jettbergsredder –
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Ohl
stedt, Ortsteil 523, belegene Wegefläche Jettbergsredder 
(Flurstück 219 [2477 m²]), von Jagersredder bis Jettbergs-
kamp verlaufend, mit sofortiger Wirkung dem allgemeinen 
Verkehr gewidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplan kann beim 
Bezirksamt Wandsbek, Fachamt Management des öffentli-
chen Raumes, Am Alten Posthaus 2, 22041 Hamburg, ein-
gesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe beim Bezirksamt Wandsbek, Fachamt 
Management des öffentlichen Raumes, Postfach 70 21 41, 
22021 Hamburg, Widerspruch eingelegt werden.

Hamburg, den 22. Februar 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 421

Widmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Melissenweg –
Nach § 8 in Verbindung mit § 6 des Hamburgischen 

Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41, 83) mit Änderungen werden die im Bezirk 
Wandsbek, Gemarkung Sasel, Ortsteil 518, belegenen Ver-
breiterungsflächen Melissenweg (Flurstück 4972 teilweise), 
vor Haus Nummern 2 bis 6 verlaufend sowie Haus Num-
mern 41-43 gegenüberliegend, mit sofortiger Wirkung dem 
allgemeinen Verkehr gewidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplan kann beim 
Bezirksamt Wandsbek, Fachamt Management des öffentli-
chen Raumes, Am Alten Posthaus 2, 22041 Hamburg, ein-
gesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe beim Bezirksamt Wandsbek, Fachamt 
Management des öffentlichen Raumes, Postfach 70 21 41, 
22021 Hamburg, Widerspruch eingelegt werden.

Hamburg, den 22. Februar 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 421

Widmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Stolpmünder Straße –
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Olden-
felde, Ortsteil 526, belegene Wegefläche Stolpmünder 
Straße (Flurstück 951 teilweise), von der Greifenberger 
Straße abzweigend und bis Höhe Haus Nummer 46 verlau-
fend, mit sofortiger Wirkung dem allgemeinen Verkehr 
gewidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann 
beim Bezirksamt Wandsbek, Fachamt Management des 
öffentlichen Raumes, Am Alten Posthaus 2, 22041 Ham-
burg, eingesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe beim Bezirksamt Wandsbek, Fachamt 
Management des öffentlichen Raumes, Postfach 70 21 41, 
22021 Hamburg, Widerspruch eingelegt werden.

Hamburg, den 22. Februar 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 421
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Widmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Alsterhang –
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen werden die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Ohl
stedt, Ortsteil 523, belegenen Wegeflächen Alsterhang 
(Flurstücke 1217 [613 m²] und 309 [1067 m²]), von Diestel-
straße bis Haselknick verlaufend, mit sofortiger Wirkung 
dem allgemeinen Verkehr gewidmet.

Die Widmung für den Verbindungsweg am Ende der 
Kehre wird auf den allgemeinen Fußgängerverkehr 
beschränkt.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplan kann beim 
Bezirksamt Wandsbek, Fachamt Management des öffentli-
chen Raumes, Am Alten Posthaus 2, 22041 Hamburg, ein-
gesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe beim Bezirksamt Wandsbek, Fachamt 
Management des öffentlichen Raumes, Postfach 70 21 41, 
22021 Hamburg, Widerspruch eingelegt werden.

Hamburg, den 23. Februar 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 422

Widmung von 
Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Kienholt –
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Bram-
feld, Ortsteil 515, belegene Wegefläche Kienholt (Flurstück 
386 [4977 m²]), von Quittenweg bis Pezolddamm verlau-
fend, mit sofortiger Wirkung dem allgemeinen Verkehr 
gewidmet.

Die urschriftliche Verfügung mit Lageplänen kann 
beim Bezirksamt Wandsbek, Fachamt Management des 
öffentlichen Raumes, Am Alten Posthaus 2, 22041 Ham-
burg, eingesehen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe beim Bezirksamt Wandsbek, Fachamt 
Management des öffentlichen Raumes, Postfach 70 21 41, 
22021 Hamburg, Widerspruch eingelegt werden.

Hamburg, den 23. Februar 2021

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 422

Satzungen der 
Medienanstalt Hamburg / Schleswig- 

Holstein (MA HSH) – Bekanntmachung  
gemäß § 39 Abs. 2 Nr. 11 MStV HSH

Folgende Satzungen der Medienanstalt Hamburg / Schles
wig-Holstein (MA HSH) wurden gemäß § 39 Abs. 2 Nr. 11

MStV HSH i.V.m. § 68 LVwG Schleswig-Holstein im Inter-
net unter www.ma-hsh.de bekannt gemacht:

Satzung zur Durchführung der Gewinnspielvorschriften 
des Medienstaatsvertrags (Gewinnspielsatzung – GSS) vom 
5. März 2021,

Satzung über die Schlichtungsstelle gemäß § 99 Medien-
staatsvertrag vom 5. März 2021.

Norderstedt, den 9. März 2021

Medienanstalt Hamburg / Schleswig-Holstein 
(MA HSH) 

Der Direktor Amtl. Anz. S. 422

Bekanntmachung über die Veröffent
lichung der Kartierung der Bodendenk

mäler der Freien und Hansestadt Hamburg
Das Archäologische Museum Hamburg, das für die Aus-

übung der Bodendenkmalpflege in der Freien und Hanse-
stadt Hamburg zuständig ist, gibt hiermit die Veröffentli-
chung der Kartierung aller bisher bekannten Bodendenk-
mäler auf dem Gebiet der FHH zum 15. Februar 2021 
bekannt. Die Veröffentlichung erfolgt digital auf der Web-
site Geoportal Hamburg unter https://geoportal-hamburg.
de/geo-online/. Die Inhalte sind abrufbar unter Fachdaten/
Infrastruktur, Bauen und Wohnen/Bodendenkmäler Ham-
burg/Bodendenkmäler. Sie stehen des Weiteren sowohl als 
Karten- wie auch als Datendienst im Transparenzportal 
Hamburg unter http://transparenz.hamburg.de zur Verfü-
gung. Die veröffentlichte Kartierung ist tagesaktuell und 
stellt damit den jeweils gültigen Stand der bisher erfassten 
Bodendenkmäler der FHH dar, der sich laufend erweitern 
kann.

Mit der Veröffentlichung verfolgt das Archäologische 
Museum Hamburg das Ziel, den Schutz der Bodendenkmä-
ler vor ungenehmigten Bodeneingriffen zu gewährleisten 
und zugleich die Planung von Bauvorhaben zu erleichtern. 
Des Weiteren soll sich die Öffentlichkeit über das archäolo-
gische Erbe der FHH informieren können, um für archäolo-
gische Zufallsfunde und deren Meldung sensibilisiert zu 
werden.

Alle Grundeigentümer, auf deren Grundstück ein Boden
denkmal bekannt ist, wurden mit Schreiben vom 29. No
vember 2019 durch das Archäologische Museum Hamburg 
über diesen Umstand informiert. Für alle Grundeigen
tümer, die auf Grund fehlender oder fehlerhafter Daten im 
Grundbucheintrag nicht ermittelt werden konnten, gilt die 
hier angezeigte digitale Veröffentlichung der Kartierung 
der Bodendenkmäler als Ersatzvornahme für das Informa
tionsschreiben. Sie wird mit einer Frist von drei Monaten 
wirksam.

Zu den Inhalten der Kartierung und dem richtigen Um
gang mit archäologischen Funden finden Sie detailliertes 
Informationsmaterial auf den Webseiten des Archäologi-
schen Museums Hamburg unter https://amh.de/archaeolo-
gie/benachrichtigungsverfahren-der-bodendenkmalpfle-
ge-hamburg/. Bei Fragen wenden Sie sich bitte an boden-
denkmalpflege@amh.de.

Hamburg, den 11. März 2021

Archäologisches Museum Hamburg
Amtl. Anz. S. 422
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Amtl. Anz. Nr. 22 Freitag, den 19. März 2021

Öffentliche Ausschreibung
a) 	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b) 	 Vergabeverfahren
Öffentliche Ausschreibung, VOB/A
Vergabenummer: 21 A 0065

c) 	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen
Zugelassene Angebotsabgabe:
Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d) 	 Art des Auftrags
Ausführung von Bauleistungen

e) 	 Ort der Ausführung
Wilsonstraße 49-53b, 22045 Hamburg

f) 	 Art und Umfang der Leistung
Lieferung und Vorhaltung Baustelleneinrichtung:
3 Stk Baustromhauptverteiler
3 Stk Baustromunterverteiler
1 Stk Bürocontainer
1 Stk Bau-WC
1 Stk WC-Container
1 Stk Schuttcontainer (Restmüll)

g) 	 Entfällt
h) 	 Aufteilung in Lose: nein
i) 	 Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung: 26. April 2021
Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
25. Oktober 2022
weitere Fristen: 1. BA: ab April 2021 (Geb. 53)  
2. BA: 2022 (Geb. 49 + 51)

j) 	 Nebenangebote sind zugelassen.
k) 	 Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.
l) 	 Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D442693492

	 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor-
dert.

o)	 Ablauf der Angebotsfrist am 30. März 2021 um 8.00 
Uhr, Ablauf der Bindefrist am 27. April 2021.

p) 	 Adresse für elektronische Angebote
https://www.bi-medien.de/
Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q) 	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r) 	 Zuschlagskriterien

Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s) 	 Eröffnungstermin

30. März 2021 um 8.00 Uhr

Ort: Vergabestelle, siehe a)

Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:

Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t) 	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.

u) 	 Entfällt

v) 	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w) 	 Beurteilung der Eignung

Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei-
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset-
zung für die Präqualifikation erfüllen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika-
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver-
zeichnis) geführt werden.

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigenerklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini-
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.

Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über-
mittelt.

Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine

x) 	 Nachprüfung behaupteter Verstöße

Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295

Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe-
plattform bi-medien.

Hamburg, den 8. März 2021

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 339

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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Amtl. Anz. Nr. 22Freitag, den 19. März 2021

Öffentliche Ausschreibung

a) 	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b) 	 Vergabeverfahren

Öffentliche Ausschreibung, VOB/A

Vergabenummer: 21 A 0105

c) 	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen

Zugelassene Angebotsabgabe:

Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d) 	 Art des Auftrags

Ausführung von Bauleistungen

e) 	 Ort der Ausführung

Hauptzollamt Hamburg,  
Koreastraße 4, 20457 Hamburg

f) 	 Art und Umfang der Leistung

Demontage- und Umklemmarbeiten von Pendel- 
Langfeldleuchten 540 St. und 650 St. Einbauleuchten. 
Kabel und Leitungen sichern 3 x 2,5 mm² 200m, 5 x 
2,5mm² 200m; neu verlegen halogenfrei 3 x 2,5mm² 
200,00m, 5 x 2,5mm² 200,00m. Installation von Prä-
senzmeldern an der Decke (Master) 65 St. und 120 St. 
Präsenzmelder an der Decke (Slave). Leuchtenmontage 
und Lieferung von Einbaudownlights 635 St. in ver-
schiedenen Bereichen, Montage und Lieferung von 560 
St. Pendel-Langfeldleuchten LED.

g) 	 Entfällt

h) 	 Aufteilung in Lose: nein

i) 	 Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung: 12. April 2021

Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
17. Dezember 2021

j) 	 Nebenangebote sind zugelassen.

k) 	 Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.

l) 	 Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D442643421

	 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor-
dert.

o)	 Ablauf der Angebotsfrist am 29. März 2021 um 8.00 
Uhr, Ablauf der Bindefrist am 26. April 2021.

p) 	 Adresse für elektronische Angebote

https://www.bi-medien.de/

Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q) 	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r) 	 Zuschlagskriterien

Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s) 	 Eröffnungstermin

29. März 2021 um 8.00 Uhr

Ort: Vergabestelle, siehe a)

Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:

Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t) 	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.

u) 	 Entfällt

v) 	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w) 	 Beurteilung der Eignung

Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei-
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset-
zung für die Präqualifikation erfüllen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika-
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver-
zeichnis) geführt werden.

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigenerklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini-
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.

Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über-
mittelt.

Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine

x) 	 Nachprüfung behaupteter Verstöße

Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295

Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe-
plattform bi-medien.

Hamburg, den 9. März 2021

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 340
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Amtl. Anz. Nr. 22 Freitag, den 19. März 2021

Öffentliche Ausschreibung

a) 	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b) 	 Vergabeverfahren

Öffentliche Ausschreibung, VOB/A

Vergabenummer: 21 A 0001

c) 	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen

Zugelassene Angebotsabgabe:

Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d) 	 Art des Auftrags

Ausführung von Bauleistungen

e) 	 Ort der Ausführung

Marinestützpunkt Reiherdamm 
Reiherdamm 10, 20457 Hamburg

f) 	 Art und Umfang der Leistung

Die bestehende Toranlage inklusive Personentor ist 
durch ein Schnelllauftor mit Personentor zu ersetzen. 
Die Ausschreibung enthält den Rückbau, die Entsor-
gung und den Neubau inklusive Fundamente, jedoch 
ohne Asphaltarbeiten. Die bestehende Schrankenan-
lage und die Zutrittskontrolle der Firma Bosch bleibt 
erhalten.

g) 	 Entfällt

h) 	 Aufteilung in Lose: nein

i) 	 Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung: KW17 2021

Fertigstellung oder Dauer der Leistungen: KW23 2021

j) 	 Nebenangebote sind zugelassen.

k) 	 Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.

l) 	 Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D442653452

	 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor-
dert.

o)	 Ablauf der Angebotsfrist am 20. April 2021 um 8.00 
Uhr, Ablauf der Bindefrist am 18. Mai 2021.

p) 	 Adresse für elektronische Angebote

https://www.bi-medien.de/

Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q) 	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r) 	 Zuschlagskriterien

Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s) 	 Eröffnungstermin

20. April 2021 um 8.00 Uhr

Ort: Vergabestelle, siehe a)

Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:

Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t) 	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.

u) 	 Entfällt

v) 	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w) 	 Beurteilung der Eignung

Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei-
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset-
zung für die Präqualifikation erfüllen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika-
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver-
zeichnis) geführt werden.

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigenerklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini-
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.

Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über-
mittelt.

Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine

x) 	 Nachprüfung behaupteter Verstöße

Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295

Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe-
plattform bi-medien.

Hamburg, den 10. März 2021

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 341

Öffentliche Ausschreibung

a) 	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
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Amtl. Anz. Nr. 22Freitag, den 19. März 2021

Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b) 	 Vergabeverfahren

Öffentliche Ausschreibung, VOB/A

Vergabenummer: 21 A 0112 

Tischlerarbeiten

c) 	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen

Zugelassene Angebotsabgabe:

Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d) 	 Art des Auftrags

Ausführung von Bauleistungen

e) 	 Ort der Ausführung

Douaumont-Kaserne,  
Holstenhofweg 85, 22043 Hamburg

f) 	 Art und Umfang der Leistung

Fenstererneuerung/Austausch von insgesamt 69 Fens-
tern im Obergeschoss und Erdgeschoss. Die meisten 
der Fenster haben eine Größe von etwa 1,30 m x 2,32 m.

g) 	 Entfällt

h) 	 Aufteilung in Lose: nein

i) 	 Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung:  
KW 15/2021 Aufmaß und Werkplanung

Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
26. Juli  bis 23. Dezember 2021 

Weitere Fristen: Obergeschoss vom 26. Juli 2021 bis 
26. August 2021; Erdgeschoss vom 24. November 2021 
bis 23. Dezember 2021

j) 	 Nebenangebote sind zugelassen.

k) 	 Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.

l) 	 Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D442703519

	 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor-
dert.

o)	 Ablauf der Angebotsfrist am 31. März 2021 um 8.00 
Uhr, Ablauf der Bindefrist am 28. April 2021.

p) 	 Adresse für elektronische Angebote

https://www.bi-medien.de/

Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q) 	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r) 	 Zuschlagskriterien

Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s) 	 Eröffnungstermin

31. März 2021 um 8.00 Uhr

Ort: Vergabestelle, siehe a)

Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:

Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t) 	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.

u) 	 Entfällt

v) 	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w) 	 Beurteilung der Eignung

Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei-
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset-
zung für die Präqualifikation erfüllen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika-
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver-
zeichnis) geführt werden.

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigenerklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini-
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.

Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über-
mittelt.

Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine

x) 	 Nachprüfung behaupteter Verstöße

Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295

Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe-
plattform bi-medien.

Hamburg, den 10. März 2021

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 342

Öffentliche Ausschreibung

a) 	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b) 	 Vergabeverfahren

Öffentliche Ausschreibung, VOB/A
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Vergabenummer: 21 A 0110

c) 	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen

Zugelassene Angebotsabgabe:

Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d) 	 Art des Auftrags

Ausführung von Bauleistungen

e) 	 Ort der Ausführung

BPol, Wilsonstraße 49-53b, 22045 Hamburg

f) 	 Art und Umfang der Leistung

Erd- und Landschaftsbauarbeiten:

5 Stk Baumschutz

30 m² Baggermatratzen

180 m² Oberboden abtragen und zwischenlagern

180 m² Betonrecycling

10 Stk Wurzeln behandeln

215 m² Gehwegplatten und -pflaster aufnehmen und 
zwischenlagern

3 Stk Bodenproben

130 m³ Bodenaushub im Sockelbereich bis 50 cm Tiefe

410 m Kampfmittelbegleitung für Bodenaushub im 
Sockelbereich

43 Stk Beton-Lichschacht ausbauen, zwischenlagern 
und wieder versetzen

110 m³ Oberboden wieder einbauen

10 t überschüssigen Boden entsorgen

10 t Füllboden liefern

530 m² Rasenfläche wieder herstellen

215 m² Gehwegplatten und -pflaster wieder verlegen

5 m Beton-Pallisaden 18/12/60 cm

g) 	 Entfällt

h) 	 Aufteilung in Lose: nein

i) 	 Ausführungsfristen

Beginn der Ausführung: am 22. April 2021

Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
am 25. Oktober 2021

j) 	 Nebenangebote sind zugelassen.

k) 	 Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.

l) 	 Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D442703511

	 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor-
dert.

o)	 Ablauf der Angebotsfrist am 29. März 2021 um 12.00 
Uhr, Ablauf der Bindefrist am 26. April 2021.

p) 	 Adresse für elektronische Angebote

https://www.bi-medien.de/

Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q) 	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r) 	 Zuschlagskriterien

Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s) 	 Eröffnungstermin

29. März 2021 um 12.00 Uhr

Ort: Vergabestelle, siehe a)

Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:

Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t) 	 Geforderte Sicherheiten siehe Vergabeunterlagen.

u) 	 Entfällt

v) 	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w) 	 Beurteilung der Eignung

Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei-
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset-
zung für die Präqualifikation erfüllen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika-
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver-
zeichnis) geführt werden.

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigenerklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini-
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.

Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über-
mittelt.

Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine

x) 	 Nachprüfung behaupteter Verstöße

Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295

Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe-
plattform bi-medien.

Hamburg, den 12. März 2021

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 343
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Öffentliche Ausschreibung

a)	 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg, Deutschland 
beschaffungsstelle@bsw.hamburg.de

b)	 Öffentliche Ausschreibung [VOB]

c)	 Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

d)	 Bauleistung

e)	 20359 Hamburg

f)	 Maßnahme: Bernhardt-Nocht-Institut für Tropenme-
dizin, Neuerrichtung Klimatisierung

Leistung: Kältetechnik

Vergabe-Nr.: BSW ÖA-ABH4-630/21

Kältetechnik

Ziel der Baumaßnahme ist die Kühlung von S2-Labo-
ren im Bernhard-Nocht-Institut für Tropenmedizin 
(BNITM). Hierfür werden Kälteanlagen installiert.

Die Arbeiten erfolgen im laufenden Betrieb, in den 
Laboren selbst im Zuge temporärer Stilllegungen in 
Abstimmung mit dem BNITM, auch an Wochenenden. 
Für staub- und schmutzintensive Arbeiten (u. a. für 
Kernbohrarbeiten) werden an vereinbarten Wochenen-
den bauseitig größere Staubschutzmaßnahmen und 
Ausbesserungsarbeiten vorgesehen.

g)	 Entfällt

h)	 Entfällt

i)	 Vom 7. Mai 2021 bis 30. Juli 2021

j)	 Nebenangebote sind nicht zugelassen

k)	 Mehrere Hauptangebote sind nicht zulässig

l)	 Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü-
gung unter:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=KLVgRuHFmgM %253d

Fragen und Antworten während des Verfahrens wer-
den ebenfalls auf der Ausschreibungsplattform bekannt 
gemacht; ein Versand per E-Mail ist nicht möglich.

m)	 Entfällt

n)	 Der Teilnahmeantrag ist nach Maßgabe der lit. c) im 
verschlossenen Umschlag (bzw. elektronisch) mit kor-
rekter Auftragsbezeichnung des Auftraggebers einzu-
reichen.

Der Teilnahmeantrag muss etwaige durch Nachunter-
nehmer auszuführende Leistungen angeben. Auf 
gesondertes Verlangen sind dazu Nachweise und Anga-
ben zum von der Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt 
vorzulegen.

o)	 6. April 2021, 9.30 Uhr

6. Mai 2021

p)	 Elektronische Angebote sind einzureichen unter:

„http://www.bieterportal.hamburg.de“

q)	 Deutsch

r)	 Niedrigster Preis

s)	 6. April 2021, 9.30 Uhr

Elektronische Angebote sind einzureichen unter:

„http://www.bieterportal.hamburg.de“

t)	 siehe 6-070 Besondere Vertragsbedingungen

u)	 siehe 6-070 Besondere Vertragsbedingungen

v)	 Die Rechtsform der Bietergemeinschaft nach der Auf-
tragserteilung muss eine gesamtschuldnerisch haftende 
Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Vertreter 
sein.

w)	 Präqualifizierte Unternehmen führen den Eignungs-
nachweis durch ihren Eintrag in die Liste des „Vereins 
für Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“ (sog. 
Präqualifikationsverzeichnis).

Beim Einsatz von Nachunternehmern ist auf gesonder-
tes Verlangen deren Präqualifikation nachzuweisen.

Nicht Präqualifizierte Unternehmen haben als vor-
läufigen Eignungsnachweis bestimmte Eigenerklärun-
gen auf dem gesonderten Formblatt „Eignung“ der 
Vergabeunterlagen abzugeben. Von den Bietern der 
engeren Wahl sind die Eigenerklärungen auf Verlan-
gen durch (ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheini-
gungen zu bestätigen.

Darüber hinaus sind zum Nachweis der Eignung wei-
tere Angaben gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines 
Einzelnachweises zu machen. Die Angaben zu einzel-
nen Eignungsnachweisen sind dem Formblatt „6-030 
Eignung“ den Vergabeunterlagen zu entnehmen.

x)	 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Amtsleitung ABH 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg

Hamburg, den 9. März 2021

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 344

Öffentliche Ausschreibung

a)	 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg, Deutschland 
beschaffungsstelle@bsw.hamburg.de

b)	 Öffentliche Ausschreibung [VOB]

c)	 Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

d)	 Bauleistung

e)	 20359 Hamburg

f)	 Maßnahme: Bernhardt-Nocht-Institut für Tropenme-
dizin, Neuerrichtung Klimatisierung

Leistung: Elektrotechnik

Vergabe-Nr.: BSW ÖA-ABH4-631/21

Elektrotechnik

Ziel der Baumaßnahme ist die Kühlung von S2-Labo-
ren im Bernhard-Nocht-Institut für Tropenmedizin 
(BNITM). Hierfür sind elektrotechnische Arbeiten zur 
Installation u.a für Kälteanlagen notwendig.

Die Arbeiten erfolgen im laufenden Betrieb, in den 
Laboren selbst im Zuge temporärer Stilllegungen in 
Abstimmung mit dem BNITM, auch an Wochenenden. 
Für staub- und schmutzintensive Arbeiten (u. a. für 
Kernbohrarbeiten) werden an vereinbarten Wochenen-
den bauseitig größere Staubschutzmaßnahmen und 
Ausbesserungsarbeiten vorgesehen.

g)	 Entfällt

h)	 Entfällt

i)	 Vom 7. Mai 2021 bis 30. Juli 2021
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j)	 Nebenangebote sind nicht zugelassen

k)	 Mehrere Hauptangebote sind nicht zulässig

l)	 Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü-
gung unter:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/DownloadTenderFiles.ashx? 

subProjectId=7VnOu2yfssE %253d

Fragen und Antworten während des Verfahrens wer-
den ebenfalls auf der Ausschreibungsplattform bekannt 
gemacht; ein Versand per E-Mail ist nicht möglich.

m)	 Entfällt

n)	 Der Teilnahmeantrag ist nach Maßgabe der lit. c) im 
verschlossenen Umschlag (bzw. elektronisch) mit kor-
rekter Auftragsbezeichnung des Auftraggebers einzu-
reichen.

Der Teilnahmeantrag muss etwaige durch Nachunter-
nehmer auszuführende Leistungen angeben. Auf 
gesondertes Verlangen sind dazu Nachweise und Anga-
ben zum von der Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt 
vorzulegen.

o)	 6. April 2021, 10.00 Uhr

6. Mai 2021

p)	 Elektronische Angebote sind einzureichen unter:

„http://www.bieterportal.hamburg.de“

q)	 Deutsch

r)	 Niedrigster Preis

s)	 6. April 2021, 10.00 Uhr

Elektronische Angebote sind einzureichen unter:

„http://www.bieterportal.hamburg.de“

t)	 siehe 6-070 Besondere Vertragsbedingungen

u)	 siehe 6-070 Besondere Vertragsbedingungen

v)	 Die Rechtsform der Bietergemeinschaft nach der Auf-
tragserteilung muss eine gesamtschuldnerisch haftende 
Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Vertreter 
sein.

w)	 Präqualifizierte Unternehmen führen den Eignungs-
nachweis durch ihren Eintrag in die Liste des „Vereins 
für Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“ (sog. 
Präqualifikationsverzeichnis).

Beim Einsatz von Nachunternehmern ist auf gesonder-
tes Verlangen deren Präqualifikation nachzuweisen.

Nicht Präqualifizierte Unternehmen haben als vor-
läufigen Eignungsnachweis bestimmte Eigenerklärun-
gen auf dem gesonderten Formblatt „Eignung“ der 
Vergabeunterlagen abzugeben. Von den Bietern der 
engeren Wahl sind die Eigenerklärungen auf Verlan-
gen durch (ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheini-
gungen zu bestätigen.

Darüber hinaus sind zum Nachweis der Eignung wei-
tere Angaben gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines 
Einzelnachweises zu machen. Die Angaben zu einzel-
nen Eignungsnachweisen sind dem Formblatt „6-030 
Eignung“ den Vergabeunterlagen zu entnehmen.

x)	 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Amtsleitung ABH 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg

Hamburg, den 9. März 2021

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 345

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 118-21 JD

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Umbau Emil Krause Schule,  
Krausestraße 53 in 22305 Hamburg

Bauauftrag: Lüftung Küche

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 74.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Juni 2021; Fertigstellung: ca. September 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
1. April 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 4. März 2021

Die Finanzbehörde 346

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 049-21 IE

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Zubau Klassenhaus mit Gymnastikhalle, 
Mendelssohnstraße 86 in 22761 Hamburg

Bauauftrag: MSR-Technik für RLT und Wärmeversor-
gung

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 30.000,– Euro
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Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. November 2021; Fertigstellung: Juli 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
1. April 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 5. März 2021

Die Finanzbehörde 347

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 120-21 SW

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung des Gebäude 2 in der Schule Hirtenweg, 
Holmbrook 10 in 22605 Hamburg

Bauauftrag: Tischler Holzfenster

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 55.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Juni 2021; Fertigstellung: ca. September 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
30. März 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 5. März 2021

Die Finanzbehörde 348

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 109-21 CR

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Umbau Emil Krause Schule,  
Krausestraße 53 in 22305 Hamburg 

Bauauftrag: Abbruch

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 74.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Juni 2021; Fertigstellung: ca. August 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
1. April 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
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Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 8. März 2021

Die Finanzbehörde 349

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 110-21 IE

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Umbau Emil Krause Schule,  
Krausestraße 53 in 22305 Hamburg 

Bauauftrag: Rohbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 59.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Juni 2021; Fertigstellung: ca. August 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
1. April 2021 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: http://www.hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
http://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 8. März 2021
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Gerichtliche Mitteilungen

Terminsbestimmung
802 K 47/19. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll am Mittwoch, 9. Juni 
2021, 11.00 Uhr, Alstercity, Konferenz-
center, Erdgeschoss, Saal 1, Weide
straße 122b, 22083 Hamburg, öffentlich 
versteigert werden:

Grundbucheintragung: Eingetragen 
im Grundbuch von Duvenstedt. Gemar-
kung Duvenstedt, Flurstück 1432, Wirt
schaftsart und Lage Hof- und Gebäude-
fläche, Anschrift Kakenhaner Weg 111b, 
1.001 m², Blatt 1935 BV1.

Das Grundstück ist bebaut mit einem 
Einfamilienhaus, Baujahr 1970, Wohn-
fläche etwa 130 m², nicht unterkellert. 
Die Gutachtenerstellung erfolgte ohne 
Innenbesichtigung.

Verkehrswert: 540.000,– Euro.

Der Versteigerungsvermerk ist am 
22. Oktober 2019 in das Grundbuch 
eingetragen worden.

Weitere Informationen und kosten-
loser Gutachtendownload: www.zvg.com. 
Außerdem kann das eingeholte Gutach-
ten auf der Geschäftsstelle, Raum 2.044, 
montags, dienstags, donnerstags, frei-
tags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr (Tele-
fon 040 / 4 28 63 - 67 95 oder - 67 98, Tele-
fax 040 / 4 27 98 - 34 11) eingesehen wer-
den.

Hinweis: Der Versteigerungsort be
findet sich nicht im Gerichtsgebäude. 
Es besteht eine Maskenpflicht. Eine 
geeignete Mund-Nasen-Bedeckung ist 
mitzubringen. Einlass in den Saal er
folgt ab 30 Min. vor Sitzungsbeginn. 
Vorrangige Sitzplatzzuweisung erfolgt 
an Verfahrensbeteiligte und Interessen-
ten, die eine Bietsicherheit nach § 69 
ZVG vorweisen können.

Aufforderung:

Rechte, die zur Zeit der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem 
Grundbuch nicht ersichtlich waren, 
sind spätestens im Versteigerungster-

min vor der Aufforderung zur Abgabe 
von Geboten anzumelden und, wenn 
der Gläubiger widerspricht, glaubhaft 
zu machen, widrigenfalls sie bei der 
Feststellung des geringsten Gebotes 
nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Versteigerungserlöses dem 
Anspruch des Gläubigers und den übri-
gen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Verstei-
gerung des Grundstücks oder des nach 
§ 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, vor der 
Erteilung des Zuschlags die Aufhebung 
oder einstweilige Einstellung des Ver-
fahrens herbeizuführen, widrigenfalls 
für das Recht der Versteigerungserlös 
an die Stelle des versteigerten Gegen-
standes tritt.

Hamburg, den 19. März 2021

Das Amtsgericht 
Hamburg-Barmbek

Abteilung 802 351
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Verhandlungsverfahren

Auftraggeber: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH

Vergabenummer: GMH VgV VV 008-21 IG

Verfahrensart: Verhandlungsverfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Abriss & Neubau zur 6-Zügigkeit der Grundschule Neugra-
ben am Standort Francoper Straße 32 – Objektplanung 
gemäß §§ 33 HOAI

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 800 .000,– Euro

Laufzeit des Vertrags: 38 Monate

Schlusstermin für die Einreichung der Teilnahmeanträge:
7 . April 2021 um 14 .00 Uhr

Kontaktstelle: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Einkauf/Vergabe
einkauf@gmh .hamburg .de
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter:

http://www .hamburg .de/lieferungen-und-leistungen/

Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
sie unter:

https://gmh-hamburg .de/ausschreibungen

Teilnahmeanträge und Angebote können ausschließlich 
elektronisch abgegeben werden . 

Hamburg, den 8 . März 2021

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 352

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber:
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH

Vergabenummer: GMH VOB ÖA 006-21 JD

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags:
Umbau Mensa, Baererstraße 81 in 21073 Hamburg

Bauauftrag: Elektro

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 51 .000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich:
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung;
Fertigstellung: ca . Oktober 2021

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:
1 . April 2021 um 10 .00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische
Angebotsabgabe zugelassen .

Kontaktstelle: 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Einkauf/Vergabe
einkauf@gmh .hamburg .de
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter:

http://www .hamburg .de/bauleistungen/

Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter:

http://www .gmh-hamburg .de/ausschreibungen/
bauausschreibungen .html

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung . Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“ .

Hamburg, den 12 . März 2021

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 353
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Sonstige Mitteilungen
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